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aUganeme Ortskniiifteiilaisse lUr den Bezülc des RgL

ffenlctierungsamts des Kreises OsttiQffcDnnd In Honen

Als Ersatz für unsere zum Militär einberufenen

Angestellten suchen wir zum sofortigen Antritt

zwei im Krankenkassenwesen bestens erfahrene

Beamte.
Angebote mit Gehaltsforderung, Lebenslauf und

Zeugnisabschriften erbeten an den Vorsitzenden

Maurermeister Kellermann, Nauen.

Militärfreier Beamter
im Kassendienst erfahren,
eaennnu»nnnnnnnaBnnoaoBnnnnnun

wird zum 1. April gesucht

Bewerbungen mit Angabe der Gehaltsansprüche
und Lebenslauf erbeten an die

Ugemeine Ortskrankenkasse des Stadtkreises Guben

Wichtig für alle Kassenverwaltungenl

Kriegswochenhilfe
••tenntnachufig des Bundesrats vom 1 Dez. wu

end vom 28. Januar 1915, sowie

••kanntnachufig des Reichskanzlers über die Nach-

Weisung, Berechnung und Zahlung der verauslagten Betrage

nebst Erläuterungen
von Hnlmut Lehmann

—— Preis 75 Pfennig ——

POKMUUIR.VERUIO O.m.b.H.

Berlin SW19, BcuthstraBe 6.

Im Februar d. Js. erschien und ist durch

den unterzeichneten Verlag zu beziehen:

Arcneiverordnuntth
fllr (De Krankenkassen Berlins und der Vororte

pro 1915

Preis pre Exemplar 1,50 Mk. exkl. Porto.

Wir empfehlen jeder Krankenkasse, soweit
ein solches Buch noch nicht vorbestellt sein

sollte, sich ein solches zu beschaffen.

Verlag derZentralkommission derKranken¬
kassen Berlins und derVororte, Berlin C 25

Alexanderstrage 39-40.

Ffir unseren zum Heere ein¬

berufenen Rendanten suchen wir

zum sofortigen Antritt ffir

die Dnaer den Kriegen einen

geeigneten

Kassenheamten
der mit der Kassenfflbrung nnd

den relcbsflesetzlichen Bestim¬

mungen d. Relchsverslcherungs¬

ordnung durchaus vertraut ist.

Meldungen unter Angabe der

Gehaltsansprüche und unter Bei¬

fügung eines Lebenslaufes und

Zeugnissen sind an den unter¬

zeichneten Kassenvorstand ein¬

zureichen. Kautionsstellung er¬

forderlich.

Der Vorstand der Allgemeinen
Ortskrankenkasse EOrdie Stadt
nnd den Kreis Tarnovltz.

Benno Cohn.
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Optisches Institut

A. ZIEM
Berlin N (

Schönhauser Alles 10-11
Im aast Brauerei KAnlgstadt

Lieferant samtl. Krankenkassen.

C. SCHUBERT
sisOptiker imd Bandaglst [

Neukölln. BergstraBe
Lieferest sandkbeT

A.E.LANGE
Bandaglst :: Optiker
Berlin,Brunnenstr.166
Lieferant sasatUeher

kaasen nn4 ennanner.p"

Bfinser Band., künsti. Glieder

I Berlin, BadstraBe 57.

Petri
lafn in FmMitn.

Umfang 55 Bogen=880 Selten.

In Leinen gebunden 4.00 Mk.

In hochfeinem Halbfranzband 7,50 Mk.

In Ganzleinenband 6.00 Mk.

Zu beziehen durch die

Verbands Bochhandliiiifl Carl Giebel,
Berlin 0 27, Direksenstrass« 4.
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Die Gewerkschaften und die Krankenversicherung.
Von Gustav Hoch, Hanau a. M.

Die in dieser Zeitschrift veröffentlichte Ent¬

scheidung des Reichsversicherungsamts, daß

Krankenunterstützungen der Gewerkschaften ge¬
mäß 189 RVO. von dem Krankengeld zu kürzen

sind*), hat mit Recht großes Aufsehen erregt.
Gerade letzt, wo sich in den Nöten des Krieges
der große Wert unserer Gewerkschaften für die

Gesamtheit so deutlich zeigt, tritt das Reichs¬

versicherungsamt mit einer grundsätzlichen Ent¬

scheidung hervor, die die Gewerkschaften als eine

schwere Schädigung empfinden werden.

Das Reichsversicherungsamt bemüht sich zwar,
den durch seine Entscheidung herbeigeführten
Rechtszustand als berechtigt hinzustellen — ver¬

gebliches Bemühen: Die Gewerkschaften haben

Krankenunterstützungen eingeführt, um ihren

Mitgliedern einen Zuschuß zu dem meistens un¬

genügenden Krankengelde zu gewähren. Sobald

aber ein Gewerkschaftsmitglied krank ist und

die ihm zustehenden Krankengelder beansprucht,
rechnet die Krankenkasse nach, ob der Kranke

nicht „zu viel" Krankengeld bekommen würde,
und kürzt das von ihr satzungsgemäß zu zahlende

Krankengeld so weit, daß das gesamte Kranken¬

geld des Mitgliedes den Durchschnittsbetrag seines

täglichen Arbeitsverdienstes nicht übersteigt. Die

Kasse zieht auch für dies Gewerkschaftsmitglied
den vollen Kassenbeitrag ein, bezahlt ihm aber

nur einen Teil des Krankengeldes! Wie kann

das gerechtfertigt werden?

Hierzu bleibt nur ein Mittel, allerdings ein

sehr beliebtes Mittel — der Hinweis auf die

Simulation. Dies hat immer etwas für sich, weil

jeder verständige Mensch die Simulation als einen

der bedauerlichsten Mißstände verurteilt und sie

möglichst zu verhindern sucht. Aber trotzdem

müssen wir uns doch fragen, ob jene Kürzung
des Krankengeldes ein geeignetes Kampfesmittel gegen
die Simulation ist.

Diese Frage ist entschieden zu verneinen.
Wer zur Simulation neigt, der wird sie bei

günstiger Gelegenheit auch schon dann versuchen,

*) Volkst. Zeitschr. Jahrg. 1915 S. 20 ff.

wenn er als Krankengeld nicht mehr als seinen
vollen Arbeitsverdienst ausgezahlt erhält; er bedarf
dazu wahrlich nicht eines nodi höheren Krankengeldes.
Auf der andern Seite hat es einen guten Grund,
wenn gerade gewissenhafte Arbeiter sich höher

versichern, um im Falle einer Krankheit ein

möglichst hohes Krankengeld zu erlangen. Bringt
doch oft genug eine schwere Krankheit große
Ausgaben, zu deren Deckung das Krankengeld
allein aus der Krankenkasse nicht genügt.

Gewiß ist es sehr bedauerlich, daß die Kranken¬
kassen noch immer mit der Simulation mancher

Mitglieder zu kämpfen haben. Aber hüten müssen

wir uns davor, daß wir uns von einem blinden
Eifer gegen die Simulation zu solchen Zwangs¬
maßnahmen verleiten lassen, die mehr schaden
als nutzen.

Und hierzu gehört jene Kürzung des Kranken¬

geldes. Deshalb ist sie zu verwerfen — trotz

der Simulation. Die Simulation wollen wir mit

dem — allerdings nicht so einfachen, dafür aber

auch in jeder Beziehung segensreichen Verfahren

bekämpfen: durch Aufklärung und eine höhere

Gesittung und Bildung, durch Verbesserung der

Arbeitsbedingungen, durch eine wirkliche Freude

eines jeden Arbeiters an seiner Arbeit.

Von dieser Auffassung aus haben in der Reichs-

versicherungsordnungskommission des Reichstags
die sozialdemokratischen Vertreter Stellung gegen

jene Kürzung des Krankengeldes genommen. In

dem Regierungsentwurf war nämlich eine Be¬

stimmung, die dem früheren Rechtszustand ent¬

sprach. § 204 (jetzt § 189) lautete:

Erhält ein Versicherter Krankengeld
gleichzeitig aus einer anderen Versicherung,
so hat die Krankenkasse ihre Leistung so weit

zu kürzen, daß das gesamte Krankengeld des

Mitgliedes den Durchschnittsbetrag seines täg¬
lichen Arbeitsverdienstes nicht übersteigt.

Die Satzung kann die Kürzung ganz oder

teilweise ausschließen.

Diese Bestimmung wollten die sozialdemo¬

kratischen Kommissionsmitglieder ganz gestrichen
haben. Zu einem solchen Antrage hatten sie um
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so mehr Veranlassung, da bereits ein Antrag der

Konservativen vorlag, der die Kürzung des Kran¬

kengeldes auch ausdrücklich auch dann verlangte,
wenn der Versicherte Krankengeld aus einer Unter-

Stutzungskasse erhält, obgleich ein Rechtsanspruch
darauf nicht besteht.

Die Verhandlung in der Kommission ergab,
daß eine Mehrheit für die Streichung der ganzer.

Bestimmung nicht zu erreichen war. Auf der

anderen Seite fand auch der Verschlechterungs¬

antrag der Konservativen nicht die Zustimmung
der anderen Parteien, vielmehr sprachen sowohl

die Vertreter der Mehrheit als auch der Re¬

gierungen aus, daß nach wie vor die Gewerk¬

schaften, die keinen Rechtsanspruch auf Kranken¬

geld ihren Mitgliedern geben, nicht als Versicherungen
im Sinne der Bestimmungen gelten sollen.

Um dies für äse verständlich zu machen, bean¬

tragten die sozialdemokratischen Vertreter den

Zusatz, daß die Kürzung des Krankengeldes nur dann

zulässig sein soll, wenn der Versicherte Kranken¬

geld auch noch aus einer anderen Versicherung er¬

hält, „die ihm einen Rechtsanspruch auf Krankengeld
gibt". Dieser Zusatz wurde in der ersten Lesung

angenommen. Mit dem Zusatz seine, wie aus der

Begründung der oben erwähnten Entscheidung
des Reichsversicherungsamts ebenfalls hervor¬

geht, der Entwurf in seinem Sinn nicht geändert,
sondern nur klarer gefaßt werden. — Die Kommission j
hat dann in der zweiten Lesung den Zusatz

wieder gestrichen. In der Vollversammlung des

Reichstags wurde der Antrag» den Zusatz wieder

in die Bestimmung zu bringen, abgelehnt.
Auf die Verhandlung hierüber ist, so heißt

es in der Begründung der Entscheidung des

Reichsversicherungsamts, besonderes Gewicht zu

legen Mir scheint, daß am wichtigsten die Stelle

in der Rede des sozialdemokratischen Abg. Schmidt
(Berlin) ist, in der er nachwies,

„daß, wenn - in der Bestimmung von Ver¬

sicherung die Rede ist, nur solche Versiche¬

rungen in Betracht kommen, die einen Rechts¬

anspruch gewähren. . .**

Und hieran schloß der Redner den Hinweis

darauf, daß durch die Streichung des Zusatzes
wieder der ursprüngliche Wortlaut der Vorlege her¬

gestellt ist. Dann heißt es wörtlich in der Rede:

„Meiner Ansicht nach ist hierdurch nichts an den

ursprungamen Absichten des oesetzgebers geändert.-

also auch nicht daran, daß unter Versicherung
nur eine solche zu verstehen ist, die den Versicherten
einen Rechtsanspruch gibt

Dieser Rede ist nur der fortschrittliche Abg.
Dr. Mugdan entgegengetreten. Er forderte die

Ablehnung des Zusatzes, damit nicht die freien
und christlichen Gewerkschaften, die keinen Rechts¬

anspruch auf Krankengeld geben, den Hirsch-
Dunckerschen bevorzugt seien, die in ihren

Satzungen den Rechtsanspruch ausdrücklich aus¬

gesprochen haben. Auf den Hinweis des Abg
Schmidt, daß auch ohne den Zusatz unter Ver¬

sicherung nur eine solche zu verstehen ist die
einen Rechtsanspruch gewährt, ist der Abg
Dr Mugdan nicht eingegangen. Noch viel weniger
hat die Mehrheit des Reichstags dazu Stellung

genommen.
6

Können wir aber aus der Ablehnung des Zu¬
satzes schließen, daü der Reichstag dem ursprüng-
•j^n *ort,fcUt der ^Stimmung schon durch
die Ablehnung des Zusatzes einen anderen Sinn
geben wollte? Dem steht die von dem Reichs-

versicherungsamt in seiner Begründung in diesem

Zusammenhang gar n'cht gewürdigte Tatsache ent¬

gegen, daß der Reichstagskommission auch der

Versdilechterungsantrag orlag, die Bestimmung auf

die ..Unterstützungskassen, auch wenn ein Rechts¬

anspruch hierauf nicht besteht," auszudehnen, daß

die Kommission diesen Antrag abgelehnt hat und

daß auch die Vollversammlung des Reichstags
nldit mehr zu dem Antrag zurückgegriffen hat.

Der Reichstag hat also nicht nur die Be¬

schrankung des Begriffs der Versicherung auf

solche mit einem Rechtsanspruch, sondern auch

die Ausdehnung der Bestimmung suf Unter¬

stützungskassen ohne Rechtsanspruch abgelehnt.
Hieraus folgt, daß die Rechtsprechung nach eigenem
Ermessen unter Berücksichtigung der Verhältnisse

des einzelnen Falles zu entscheiden hat, ob eine

„Versicherung" vorliegt.
Zu einer Versicherung gehört aber die un¬

bedingte Sicherheit auf die Leistung und die

Gegenleistung. Die Sicherheit für die Gegen¬
leistung fehlt bei den Gewerkschaften, die keinen

Rechtsanspruch auf Krankengeld gewähren.
| Daher hat der Vertreter der Kasse in der

Verhandlung vor dem Reichsversicherungsamt
mit gutem Reiht geltend gemacht, daß die freien

Gewerkschaften gerade zu der Zeit der Ver¬

handlung — während des Krieges ~ die Kranken¬

gelder an ihre Mitglieder nicht auszahlen. Das

Reichsversicherungsamt hat dies für unerheblich

erklärt, da die Entziehung des Krankengeldes
infolge eines Krieges nur eine außergewöhnliche
Malnähme ist, mit der im gewöhnlichen Lauf der

Dinge nicht gerechnet zu werden braucht. Aberbei

den freien Gewerkschaften können ähnliche ,.au|er-
gewohnttthe Maßnahmen" auch im gewöhnlichen Ver¬

lauf der Dinge notwendig sein. In jedem Jahre
kann eine Gewerkschaft in einen großen Streik
oder eine große Aussperrung hineingezogen
werden, wobei sie aUe ihre Mittel für diesen

Kampf verwenden muß; und dann kann es

wiederum zu jener außergewöhnlichen Maßnahme
kommen: die Gelder, die für Krankengelder
bestimmt waren, müssen für die dringendste Not,
für die Abwendung der schweren Gefahr infolge
des Streiks oder der Aussperrung verwendet
werden. Aus diesem Grunde ist bisher die Ge¬

werkschaft, die keinen Rechtsanspruch gewährt,
nidit zu den Versicherungen gerechnet worden
und kann auch in Zukunft nicht zu ihnen ge¬
rechnet werden. Hiernach hätte — meiner Auf¬

fassung nach - das Reichsversicherungsamt in dem

vorliegenden Falle zu einer anderen Entscheidung
kommen müssen.

Vorläufig, das heißt bis das Reichsversiche¬

rungsamt sich zu einer anderen Aurfassung ent¬

schließt, ist die erwähnte Entscheidung maß¬

gebend; wir müssen uns mit ihr abfinden. Dazu
bietet die Handhabe in erster Linie der 2. Absatz
des §189 RVO. Nach ihm kann die Satzung
jene Kürzung des Krankengeldes ganz oder teil¬
weise ausschließen. Die Entscheidung des Reichs¬

versicherungsamts muß für uns ein Ansporn sein,
au<h in denjenigen Kassen auf den Ausschluß

jener Kürzung des Krankengeldes zu dringen,
wo bisher von dem 2. Absatz des § 189 noch kein
Gebrauch gemacht worden ist.

Schließlich haben die Gewerkschaften selbst
das Mittel sich gegen den neuesten Schlag zu

wehren Sie brauchen nur in allen Fällen, in
denen die Kassen das Krankengeld nach § 189
Abs. 1 kurzen würden, den über den Verdienst des
Kranken hinausgehenden Betrag zurückbehalten

van™^ eS deru,KasJse unmöglich gemacht, das
von ihr auszuzahlende Krankengeld zu kürzen.
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Für den von der Gewerkschaft zurückbehaltenen

Betrag können die Gewerkschaftsmitglieder in

verschiedener Weise entschädigt werden. Dann,
wenn sie länger krank sind, als die gewöhnliche
Bezugszeit für das Krankengeld dauert, kann der

zurückbehaltene Betrag nach Ablauf dieser Zeit

in angemessenen Wochenbeträgen ausgezahlt
werden. Wo dies nicht angängig erscheint, kann

der Betrag den Mitgliedern bei irgend einer

passenden Gelegenheit als eine einmalige außer¬

ordentliche Beihilfe zugeführt werden.

Je besser dies geregelt wird, um so eher

wird auch die letzte Kasse einsehen, daß ihr der

§ 189 Abs. 1 RVO. mehr Arbeit macht, als der

dadurch erreichten Ersparnis an Krankengeld
entspricht; um so eher wird auch sie nach dem

2. Absatz des § 189 die Kürzung des Kranken¬

geldes ausschließen.

Das„Ruhen derRechte und Pflichten44 von Kassenmitgliedern.
Von W. BoU, Hamburg. iSchiutt.»

Nach § 519 Abs. 2 RVO. kann auf Antrag
einer Ersatzkasse der Bundesrat es ihr über¬

tragen, die Anträge statt der Versicherungs¬
pflichtigen zu stellen. Voraussetzung ist natür¬

lich das Einverständnis des Mitglieds. Eigen¬
mächtig darf die Ersatzkasse den Antrag nicht

stellen. Fordert die Satzung der Ersatzkasse die

Stellung des Antrags, so ist das Einverständnis

des Mitglieds ohne weiteres als Folge des Bei¬

tritts zur Ersatzkasse anzunehmen.

Den Arbeitgebern des Versicherungspflich¬
tigen soll die Krankenkasse Auskunft nur darüber

orteilen, ob seine Rechte und Pflichten ruhen,
nicht aber, welcher Ersatzkasse er angehört
(§ 519 Abs. 3).

Diese Auskunft an den Arbeitgeber ist er¬

forderlich, damit er weiß, ob und von wann ab

nur noch sein Beitragsteil an die Krankenkasse

zu zahlen und ein Lohnabzug gegen die Ver¬

sicherungspflichtigen unstatthaft ist. Hieraus er¬

gibt sich, daß der Arbeitgeber auch von der

Zurücknahme des Antrags in Kenntnis zu setzen

ist, damit er rechtzeitig wieder die vollen Bei¬

träge abziehen kann.

Der Entwurf (§§ 542, 543) sah vor, daß der

Versicherungspflichtige seine Zugehörigkeit zur

Krsatzkasse dem Arbeitgeber nachweisen und

dieser alsdann den Antrag des Versicherungs¬
pflichtigen der Krankenkasse mitteilen solle. Die

Kommission fügte den Abs. 3 hinzu; alsdann gab
der Reichstag den beiden ersten Absätzen die

jetzige Fassung, durch die jede Vermittlung des

Arbeitgebers bei Stellung des Antrages aus¬

geschlossen wird (Sten. Ber. S. 6790). Der Arbeit¬

geber soll weder durch den Antrag noch durch

die Auskunft der Krankenkasse erfahren, welcher

Orgai isation der Versicherte angehört. Der Arbeit¬

geber hat nur mit der Krankenkasse zu tun,
nicht mit der Ersatzkasse. Die Krankenkasse

kann im Aufsichtswege zur Auskunftserteilung
an den Arbeitgeber angehalten werden.

Ist der Antrag beim Eintritt in die Kranken¬

kasse nicht rechtzeitig gestellt worden, so kann

er frühestens für den Beginn des nächsten

Kalendervierteljahrs gestellt werden; es muß

mindestens einen Monat zuvor beim Kassen¬

vorstand geschehen; ihm ist auch der Beitritt

zur Ersatzkasse nachzuweisen.
Das gleiche gilt für Mitglieder der Kranken¬

kasse, die erst nach dem Eintritt einer Ersatz¬

kasse beitreten (§ 520).
Während nach § 19 Abs. 5 KVG. der Austritt

aus der Kasse erst mit dem Schluß des Rech¬

nungsjahres erfolgen konnte, wenn die Kündigung
ein Vierteljahr vorher eingereicht war, gestattet
tlie RVO. zu jedem Vierteljahrsersten nach ein¬

monatiger Kündigung die spätere Umwandlung
eines Vollmitglieds in ein Außenmitglied, dessen

eigene Rechte und Pflichten ruhen. Nicht recht¬

zeitig ist der Antrag gestellt worden, wenn er

nicht beim Eintritt oder spätestens am zweiten

Zahltage darauf gestellt worden ist (§ 519 Abs. 1).
Ist zum Beispiel der Eintritt in die Kasse

am 25. Mai erfolgt und an dem gleichen Tage
der Antrag gestellt, so tritt das Ruhen der

Rechte und Pflichten sofort ein, Beitrage sind

nicht zu zahlen. Wird dagegen der Antrag erst

später, aber bis zum zweiten Zahltage, dem

30. Juni, gestellt, so tritt die Befreiung ebenfalls

mit dem Tage der Antragstellung ein, jedoch
sind die Beiträge bis zu diesem Tage zu zahlen.

Ist dagegen der 30. Juni versäumt worden und

der Antrag wird etwa am 2. Juli gestellt, so er¬

folgt das Ruhen der Rechte und Pflichten erst

mit dem 1. Oktober; bis dahin sind natürlich

auch die vollen Beitrage zu zahlen. Würde da¬

gegen der Antrag am 15. September gestellt» so

könnte die Befreiung erst mit dem 1. Januar des

folgenden Jahres eintreten, weil der Antrag nicht

mindestens einen Monat vor dem Quartalsersten
beim Kassenvorstand eingegangen war.

Auch wenn der Antrag zurückgenommen ist,
kann er jederzeit wieder gestellt werden. Es ist

also tatsächlich möglich und auch schon vor¬

gekommen, daß ein Ersatzkassenmitglied, dessen

Rechte und Pflichten bei der Zwangskasse ruhen,
durch Zurücknahme des Antrages die Leistungen
der Zwangskasse in Anspruch nimmt und nach

Beendigung der Leistungen erneut den Antrag
stellt und der Zwangskasse wieder den Rücken

kehrt

Nach § 521 RVO. hat die Ersatzkasse den

Austritt eines versicherungspflichtigen Mitgliedes,
das vom Rechte des § 517 Abs. 1 Gebrauch ge¬
macht hat, dem Vorstande seiner Krankenkasse

oder der für diese errichteten gemeinsamen Melde¬

stelle spätestens bis zum Schlüsse des Kalender¬

vierteljahrs anzuzeigen, ebenso spätestens binnen

einem Monat den Ausschluss eines solchen Mit¬

glieds oder seinen Obertritt zu einer Mitglieder¬
klasse, die geringere Leistungen zu beanspruchen
hat, als § 507 Abs. 1 angibt. Kennt die Ersatz¬

kasse diese Krankenkasse oder Meldestelle nicht,
so geht die Anzeige an das Versicherungsamt, in

dessen Bezirke das Mitglied bei der letzten Bei¬

tragszahlung beschäftigt war. Diese Beschäftigung
und der damalige Aufenthaltsort sind anzugeben.
Das Versicherungsamt überweist die Anzeigen
den Vorständen der danach zuständigen Kranken¬

kassen. Eine ähnliche Anzeigepflicht, lag den

Ersatzkassen schon nach § 49a Abs. 1 KVG. ob.

Diese Anzeigepflicht ist von großer Bedeutung,
weil dadurch die Krankenkassen über die für sie

wichtigen Änderungen bei den krankenversiche¬

rungspflichtigen Ersatzkassen-Mitgliedern, die von

ihrem Antragsrechte Gebrauch gemacht haben,

auf dem laufenden erhalten werden. Neu ist die

Bestimmung, daß die Anzeige des Austritts nicht

mehr monatlich, sondern vierteljährlich zu er¬

folgen hat. Dadurch können aber Streitigkeiten
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zwischen den Krankenkassen und den Arbeit¬

gebern entstehen. Tritt z. B. ein Versicherter am

[0. April aus der Ersatzkasse aus, so erhält die

Krankenkasse die Anzeige von der Ersatzkasse

erst zum 30. Juni wenigstens ist die Ersatzkasse

nicht verpflichtet, den Austritt früher anzumelden,

Gibt der Versicherte gleichzeitig mit dem 30. Juni

seine Beschäftigung auf, so ist der Arbeitgeber
nicht in die Lage gekommen, dem Versicherten für

die Zeit vom 11. April bis 30. Juni auch den auf das

Mitglied entfallenden Zweidrittelbeitrag cinzube-

halten. da der Arbeitgeber bis zum 30. Juni von der

Krankenkasse nicht benachrichtigt werden konnte.

Die Anzeige muß in erster Reihe an die zu¬

ständige Zwangskasse oder die für diese errichtete

Semeinsame Meldestelle und nur aushilfsweise an

ie Aufsichtsbehörde, das Versicherungsamt, ge¬

richtet werden.

Die Satzung der Ersatzkasse hat nach § 522

RVO. zu bestimmen, welche ihrer Organe oder

Angestellten die Anzeigen zu erstatten und die

der Kasse nach § 519 Abs. 2 übertragenen An¬

träge zu stellen haben. Die Verletzung der An¬

zeigepflicht ist nach § 530 Abs. 3 RVO. unter

Strafe gestellt. Hier wird bestimmt, daß mit Geld¬

strafe bis zu zwanzig Mark bestraft werden kann,

wer seiner I*flicht zuwider das Stellen von An¬

trägen nach § 519 Abs. 2, § 522 oder Anzeigen
nach § 521 unterläßt. Die Strafen verhängt das

Versicherungsamt. Beschwerde an das Oberver¬

sicherungsamt binnen Monatsfrist ist zulässig.
Das Oberversirherungsamt entscheidet endgültig;
weitere Beschwerde an das Reichsversicherungs¬
amt ist ausgeschlossen (§ 1797).

Es genügt nicht, daß der Versicherte lediglich
Mitglied einer Ersatzkasse ist, sondern er muß

bei dieser so hoch versichert sein, daß er an

Leistungen mindestens die Kegelleistungen der

Krankenkassen nach dem Grundlohn erhält, der

bei seiner Krankenkasse maßgebend ist (§ 507

Abs. 1). Beträgt also der Grundlohn bei der

Zwangskasse 5 Mark, so muß das Mitglied bei der

Ersatzkasse sich so versichert haben, daß sein

Krankengeld mindestens 15 Mark pro Woche, das

Sterbegeld mindestens 100 Mark erreicht.

Erhöht sich für das Mitglied einer Ersatzkasse

das Krankengeld, das ihm bei seiner Kranken¬

kasse zustehen würde, so daß das Krankengeld
seiner Mitgliederklasse bei der Krsatzkasse dem

§ 507 Abs. 1 nicht mehr genügt, so ruhen seine

Rechte und Pflichten nach S 517 Abs. 1 noch bis

zum Schlüsse des Kalendervierteljahrs, mindestens

aber noch für zwei Wochen (§ 523).
Gegenüber dem § 75 Abs. 2 RVG., der nur

den Fall betraf, daß das Hilfskassenmitglied an

einem anderen Ort mit höherem Ortslohn in Be¬

schäftigung trat, so daß das Krankengeld seiner

Klasse bei der Hilfskasse dem § 75 KVG. nicht

mehr genügte, ist hier neu die Verallgemeinerung
auf alle Fälle einer Erhöhung des Krankengeldes
der zuständigen Krankenkasse für das Mitglied,
so daß das Krankengeld der Ersatzkasse un¬

genügend wird. In diesen Fällen ruhen die Rechte
und Pflichten noch bis zum Schlüsse des Kalender-

Vierteljahres, mindestens aber noch für zwei

Wochen; letzteres kann nur in Frage kommen,

wenn der Grundlohn der Zwangskasse kurz vor

dem Schlüsse des Kalendervierteljahrs erhöht

wird, resp. wenn die Satzungsänderung, Eintritt

in eine gehobene Gruppe usw., erst dann erfolgt.
Die Frist ist deshalb von großer Bedeutung,

weil inzwischen das Außenmitglied in der Ersaf

kasse zu einer höheren Klasse übertreten und

dadurch das fernere Ruhen seiner Rechte und

Pflichten bei der Krankenkasse bewirken kann.

Ist diese Frist versäumt, so kann der Antrag nur

nach § 520 RVO. erneuert werden.

Es würde den Rahmen dieser Abhandlung
überschreiten, wenn ich der Frage näher treten

sollte, ob es für einen Versicherten vorteilhaft

ist, wenn er den Antrag auf Ruhen seiner Rechte

und Pflichten stellt. Gegenüber den vielfachen

Aufforderungen der Ersatzkassen an ihre Mit¬

glieder (durch Flugschriften, Tageszeitungen und

andere Reklame) den Antrag zu stellen, soll nur

eine Tatsache konstatiert werden, die besonders

kraß in die Erscheinung tritt:

Die Mitglieder von Orts-, Betriebs- und

Innungskassen sowie Landkrankenkassen und

knappschaftlichen Krankenkassen können auch

während der Dauer des gegenwärtigen Krieges
ihre Mitgliedschaft gemäß § 313 RVO. genau so

freiwillig fortsetzen, wie in Friedenszeiten bei

militärischen Dienstleistungen. Sie erhalten sich

dadurch ihre vollen Ansprüche auf Krankengeld
und Sterbegeld. In Hamburg ist man auf dem

Gebiete der Krankenversicherung durch die ge¬
troffenen Maßnahmen betreffend Weiterversiche¬

rung der Kriegsteilnehmer in den Krankenkassen

vorbildlich für das ganze Deutsche Reich vor¬

gegangen. Alle Versicherten, die die Dreiwochen¬

frist des § 313 versäumt haben und Kriegs-, Sani¬

täts- oder ähnliche Dienste leisten, können bis

zum 16. Dezember 1914 ihrer Kasse als freiwilliges
Mitglied beitreten. Arztliche Untersuchung,Karenz¬
zeit usw. fällt weg. Der Anspruch auf die Kassen¬

leistungen besteht vom Tage des freiwilligen Bei¬

tritts für alle Versicherungsfälle, die nach dem

Beitritt eintreten. Zwei Drittel der Beitrage zahlt

die LandesVersicherungsanstalt der Hansastädte

zu Lübeck, der Versicherte zahlt nur ein Drittel

an Beiträgen.
Demgegenüber haben alle Satzungen von Er¬

satzkassen, die ich bisher eingesehen habe, die

Bestimmung, daß die Mitgliedschaft bei mili¬

tärischen Dienstleistungen ruht. Die Ersatzkasse
zahlt also weder Krankengeld bei Verwundungen
noch Sterbegeld, wenn der Versicherte im Kriege
fällt. Die Zahlung eines geringen Sterbegeldes
haben einige Ersatzkassen nachträglich für der¬

artige Fälle eingeführt, gegen Entrichtung eines

entsprechenden Beitrags.
Hier könnte eine ungerechte Belastung der

Zwangskassen stattfinden, wenn die Anträge in

größerer Zahl kurz vor dem Eintritt in den

Heeresdienst, zurückgezogen würden und die
WeiterVersicherung gemäß § 313 RVO. alsdann bei
der Zwangska-se erklärt würde. Vielleicht würde
eine entsprecnende Prüfung der Sachlage bei der

Zwangskasse ein interessantes Material abgeben.

Entwurf eines Knappschaft*-Kriegsgesetzes.
Dem preußischen Abgeordnetenhause ist der Ent¬
wurf eines Knappsehafts-Kriegsgesetzes zuge¬
gangen, um damit für die in den Knappschafts¬
kassen versicherten Personen eine ähnliche Für¬

sorge zu schaffen, wie sie das Reich durch die

Verwaltung.
Notgesetze vom 4. August vorigen Jahres einge¬
leitet hat. Der Entwurf hat folgende Fassung:

§ 1. Dem regelmäßigen Aufenthalt im Inland
im Sinne des § 17 Abs. 1 des Knappschaftsgesetzes
in der Fassung der Bekanntmachungen vom 17. Juni
und 30. Dezember 1912 Gesetzsamml. 1912 S. 137,
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1913 S. 2) gilt gleich ein Aufenthalt im Ausland,

der durch Einberufung des Mitgliedes zu Kriegs-,
Sanitäts* oder ähnlichen Diensten verursacht ist.

§ 2. Hat die Satzung eines Knappschafts¬
vereins oder einer besonderen Krankenkasse eine

Wartezeit für Leistungen der Krankenkasse be¬

stimmt, so ruht der Fristenlauf für alle Mitglieder,
die während des gegenwärtigen Krieges Kriegs-,
Sanitäts- oder ähnliche Dienste leisten. Ist die

Wartezeit bereits erfüllt, so bedarf es nicht der

Zurücklegung einer neuen Wartezeit Die Zeit,

für welche die Beiträge weiter gezahlt werden,
wird auf die Wartezeit angerechnet.

§ 3. Mitglieder der Knappschaftsvereine oder

der besonderen Krankenkassen, deren Mitglied¬
schaft nach § 18 Abs. 1 Satz 2 des Knappschafts¬
gesetzes erloschen ist, haben das Recht, binnen

sechs Wochen nach ihrer Rückkehr in die Heimat

in die Krankenkasse eines Knappschaftsvereins
oder in eine besondere Krankenkasse wieder ein¬

zutreten, wenn sie Kriegs-, Sanitäts- oder ähn¬

liche Dienste geleistet haben.

§ 4. Der Lauf der im § 32 Abs. 1 Satz 2 des

Knappschaftsgesetzes bestimmten Frist ist ge¬

hemmt von der Einberufung zu Kriegs-, Ssnitats-

oder ähnlichen Diensten bis zwei Monate nach

der Entlassung aus diesen Diensten.

§ 5. Die Verpflichtung zur Zahlung von An¬

erkennungsgebühren (§ 33 Abs. 1 und 2 des Knapp¬
schaftsgesetzes) fällt während der Leistung von

Kriegs-, Sanitäts- oder ähnlichen Diensten und

der auf die Entlassung aus diesen Diensten fol¬

genden zwei Monate fort. Während dieser Zeit

ist der Lauf der im § 33 Abs. 2 a. a. O. bestimmten

Frist gehemmt
§ .6. Für diejenigen Pensionskassenmitglieder,

welche zur Zahlung von Anerkennungsgebühren
nicht berechtigt sind, tritt, wenn sie zur Leistung
von Kriegs-, Sanitäts- oder ähnlichen Diensten

aus der ihre Mitgliedschaft begründenden Be¬

schäftigung ausscheiden, aber innerhalb zweier

Monate nach ihrer Entlassung wieder in eine

Pensionskasse eintreten, der Verlust ihrer An¬

sprüche auf die Leistungen der Pensionskasse

(§ 34 Abs. 1 des Knappschaftsgesetzes) nicht ein.

§ 7. Auf die im § 34 Abs. 3 des Knappschafts¬

gesetzes bestimmte einjährige Frist wird, wenn

ein zur Leistung von Kriegs-, Sanitäts- oder ähn¬

lichen Diensten einberufenes Pensionskassenmit-

trlied innerhalb zweier Monate nach der Entlassung
aus diesen Diensten wieder in eine Pensionskasse

eintritt, die Mitgliedzeit vor dem Beginne der

Dienstleistung angerechnet
§ 8. Die Vorschriften dieses Gesetzes finden

ohne Änderung der Satzungen der Knappschafts¬
vereine Anwendung.

Satzungsbestimmungen, die den Mitgliedern
weitergehende Rechte beilegen, werden durch

dieses Gesetz nicht berührt.

§ 9. Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten
für die von Reichsangehörigen im gegenwärtigen
Kriege dem Deutschen Reiche unmittelbar oder

mittelbar geleisteten Kriegs-, Sanitäts- oder ähn¬

liche Dienste.

Der Minister für Handel und Gewerbe ist

ermächtigt, zu bestimmen, daß die Vorschriften

dieses Gesetzes auch für Angehörige anderer

Staaten und für die diesen Staaten unmittelbar

oder mittelbar geleisteten Kriegs-, Sanitäts- oder

ähnlichen Dienste gelten.
§ 10. Dies Gesetz tritt mit dem Tage seiner

Verkündung in Kraft. Es gilt für die Zeit vom

1 August 1914 ab.

Der Minister für Handel und Gewerbe ist

ermächtigt, den Zeitpunkt zu bestimmen, zu

welchem das Gesetz wieder außer Kraft tritt.

Kl. Zur Beschaffenheit der Krankenscheine.

Der Leipziger Ärzteverein nahm in seiner Ver¬

sammlung im November 1914 folgenden Antrag
an: „Die Herren Kollegen werden aufgefordert,
dem Verlangen einzelner Krankenkassen, daß auf

dem Krankenscheine vom Arzte jede einzelne ärzt¬

liche Leistung eingetragen werde, nicht nachzu¬

kommen und sich auf Eintragung des Beginnes
und des Schlusses der Behandlung zu beschränken."
Zur Begründung des Antrages wurde nach dem

Versammlungsbericht angeführt, daß sogar eine

der sogenannten Tarifkrankenkassen, und zwar

die Krankenkasse der Deutschnationalen Hand¬

lungsgehilfen-Verbandes, von diesem ihr durch den

Vertrag mit dem Leipziger Ärzteverband gewähr¬
ten Rechte durch entsprechenden Vordruck auf

ihren Formularen Gebrauch mache. — Die Auf¬

zeichnungen der Ärzte waren zur Kontrolle ihrer

Liquidation sehr wichtig. Wenn die Leipziger Arzte

beschließen, die Angaben nicht mehr machen zu

wollen, werden bald die Ärzte anderer Städte frei¬

willig oder gezwungen folgen.

Hausoewerbliche Krankenversicherung in

Stuttgart wihrend des Krieges. Auf Grund

übereinstimmender Beschlüsse des Gemeinderats

und des Bürgerausschusses tler Stadt Stuttgart,
des Bezirksrats des Amtsoberamts Stuttgart vor¬

behaltlich der Zustimmung der Amtsversammlung
und des Vorstandes der Allgem. OKK. Stuttgart
sowie mit Genehmigung des K. Oberversicherungs¬
amts Stuttgart sind für die Regelung der haus¬

gewerblichen Krankenversicherung im Bezirk der

Allgem. OKK. Stuttgart nachstehende statutarische

Bestimmungen erlassen worden:

1. Hausgewerbtreibende, die im Kassenbezirk

ihre eigene Betriebsstätte haben und nicht nach

§ 168 RVO. versicherungsfrei sind, sowie ihre

hausgewerblich Beschäftigten.werden ohne Rück¬

sicht auf den Betriebssitz ihrer Auftraggeber bei

der Allgem. OKK. Stuttgart versichert.

Die für die allgemein vereicherungpflichtigen
Personen geltenden Vorschriften der Reichsver¬

sicherungsordnung und der Kassensatzung finden

auf sie nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen
Anwendung.

2. Die Hausgewerbtreibenden und ihre haus¬

gewerblich Beschäftigten erhalten sämtliche

Leistungen, wie solche in den §§ 27 ff. der Kassen¬

satzung aufgeführt sind. Für die baren Leistungen
ist der nach § 26 der Kassensatzung festgesetzte
Grundlohn maßgebend.

3. Die unmittelbaren Auftraggeber der Haus¬

gewerbtreibenden haben diese, die Hausgewerb¬
treibenden ihre hausgewerblich Beschäftigten an-

und abzumelden. Die §§ 317-319, 322, 345, 530,

531, 534 RVO. gelten entsprechend.
4. Für die Beitragszahlung gelten die §§ 395

bis 405 RVO. und die §§ 60 bis 64 der Kassen¬

satzung nach Maßgabe folgender Bestimmungen:

a) Die unmittelbaren Auftraggeber der Haus¬

gewerbtreibenden haben die Beiträge für diese

einzuzahleii. Beschäftigen die unmittelbaren Auf¬

traggeber die Hausgewerbtreibenden als Zwischen¬

personen im Auftrag Dritter, so können auch die

Dritten, sofern sie im Kassenbezirk ihren Bet. iebs-

sitz haben, auf Zahlung in Anspruch genommen

werden, wenn die Zwischenpersonen sie als ihre

Auftraggeber bezeichnen oder wenn die Zwischen¬

personen mit der Beitragszahlung in Rückstand

kommen. In diesem Fall haben die Zwischen-
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Personen hei Vermeidung der in § 5:*0 Abs. 1 RVO.

vorgesehenen Strafe binnen einer Woche nach

schriftlicher Zahlungsaufforderung durch die

Krankonkasse ihren Auftraggeber zu bezeichnen;

diese Verpflichtung entfällt, sobald die Beiträge

bezahlt sind. Auf mehrere Zwischenpersonen

hintereinander finden diese Bestimmungen sinn¬

gemäße Anwendung; die einwöchige Frist beginnt

für jede Zwischenperson mit dem Zeitpunkt, in

welchem sie die schriftliche Zahlungsaufforderung
der Kasse erhält.

b) Die Hausgewerbtreibenden haben die Bei¬

träge für ihre hausgewerblich Beschäftigten ein¬

zuzahlen. Für die Einzahlung können auch ihre

Auftraggeber in Anspruch genommen werden,

wenn die Hausgewerbtreibenden diese bezeichnen,

oder wenn sie mit der Beitragszahlung in Rück¬

stand kommen. In diesem Fall haben die Haus¬

gewerbtreibenden hei Vermeidung der in § 530

Abs. 1 RVO. vorgesehenen Strafe binnen einer

Woche nach schriftlicher Zahlungsaufforderung
durch die Krankenkasse ihre Auftraggeber zu

bezeichnen; diese Verpflichtung entfällt, sobald

die Beiträge bezahlt sind.

c) Die Zeit der Beitragszahlung bestimmt die

Kassensatzung.

d) Die Beiträge für die Hausgewerbtreibenden
haben zu zwei Drittel diese selbst, zu ein Drittel

ihre Auftraggeber zu tragen. Zwischenpersonen
können den auf sie entfallenden Beitragsteil von

ihren Auftraggebern erstattet verlangen.

e) Die Beiträge für die hausgewerblich Be¬

schäftigten haben zu zwei Drittel diese selbst, zu

ein Drittel die sie beschäftigenden Hausgewerb¬
treibenden zu tragen. Die Hausgewerbtreibenden
können den auf sie entfallenden Beitragsteil von

ihren Auftraggebern erstattet verlangen.

f) Für die Zeit, in der Hausgewerbtreibende
vorübergehend für eigene Rechnung arbeiten,

haben sie auch die Beiträge für sich zu zahlen.

Die Auftraggeber haften für die von den Haus¬

gewerbtreibenden für diese Zeit zu zahlenden

Beiträge nicht. Die Hausgewerbtreibenden haben

Anfang und Ende jeder vorübergehenden Be¬

schäftigung für eigene Rechnung bei der Kasse

anzuzeigen und die für die Berechnung der auf

diese Zeit entfallenden Beiträge erforderlichen

Angaben zu machen.

5. Die vorstehenden Bestimmungen gelten vom
4. August 1914 ab.

Hierzu wird noch erläuternd bemerkt:

Die Anmeldungen der nicht versicherungs¬
freien Hausgewerbtreibenden, die im Kassenbezirk

ihre eigene Betriebsstätte haben, sind, insoweit

es noch nicht geschehen ist, auf den 4 August 1914

oder, wenn das versicherungspflichtige Beschäfti-

Kungsverhältnis später begonnen hat, auf diesen

Zeitpunkt zu vollziehen.

Eine Beschäftigung für die nur eine ver¬

schwindend geringe Vergütung gewährt wird,
darf i.icht als versicherungspflichtig behandelt

werden Vorübergehende Dienstleistungen bleiben

versicherungsfrei, wenn sie u. a. von Personen,
die sonst keine berufsmäßige Lohnarbeit ver¬

richten, zwar in regelmäßiger Wiederkehr, aber

nur nebenher und gegen einen geringfügigen
Entgelt ausgeführt werden. Als geringfügig gilt
ein Entgelt, wenn er für den Lebensunterhalt

während des Zeitraums, innerhalb dessen die

Reschäftigurg in regelmäßiger Wiederkehr aus¬

geübt wird, nicht wesentlich ist. In dem halben

Grundlohn oder der Krankengeldregelleistung der

untersten Lohnklasse 50 Pf. wird man das

Mindestmaß dessen, was zum Lebensunterhalt

wesentlich ist, erblicken können. Ein Entgelt,
der niedriger ist, darf unbedenklich als gering¬

fügig bezeichnet werden.

KI. Freiwillige Weiterversicherung in der

Krankenversicherung. Es ist mitunter geradezu
nicht zu glauben, welche Unkenntnis der Ver¬

sicherungsgesetze die Krankenkassen und die

Versicherungsbehörden auf dem Lande besitzen.

Lediglich als Beispiel dieser Art sei folgender
Fall angeführt. Sozusagen ein fundamentaler

Grundsatz in der Krankenversicherung ist bekannt¬

lich, daß ein freiwilliges Mitglied einer Kranken¬

kasse nicht ausgeschlossen werden kann, es sei

denn, daß es mit Zahlung der Beiträge im Rück¬

stande bleibt oder sein Einkommen den Betrag
von 4000 Mk. übersteigt. Ein seit längerer Zeit

freiwilliges Mitglied der Landkrankenkasse des

Kreises Querfurt wurde invalid und bezog aus

der Kasse das Krankengeld die vollen 26 Wochen.

Mit der weiteren freiwilligen Fortsetzung der Mit¬

gliedschaft wurde es aber abgewiesen. Und nun

kommt das Wichtigste: eine Beschwerde dagegen
wurde vom Versicherungsamt des Kreises Quer¬

furt ebenfalls abgewiesen. In der Entscheidung
vom 29. September 1914 heißt es u. a.:

„Nach § 311 RVO. bleiben Arbeitsunfähige
solange Mitglieder der Kasse, als diese ihnen

Leistungen zu gewähren hat. Mit Ablauf der

26. Krankenwoche hören diese Leistungen statuten¬

gemäß auf, mithin auch ihre Kassenmitgliedschaft.
Sie können Mitglied der Kasse nur dann wieder

werden, wenn sie in eine krankenversicherungs-
pflichti^e Beschäftigung neu eintreten. Eine frei¬

willige Weiterversicherung ist nicht angängig.44
Endlich das Oberversicherungsamt Merseburg

verhalf durch Urteil vom 17. Dezember 1914 der

Klägerin zu ihrem Rechte. In dem selbstverständ¬

lichen Urteil heißt es u.a.:

„Nach § 313 RVO. sind die Mitglieder der

Krankenkassen im Falle des § 311 a. a. O. nach

Beendigung der Kassenleistungen berechtigt, die

bisherige Versicherung freiwillig fortzusetzen.

Dieses Recht steht auch arbeitsunfähig gebliebenen
Mitgliedern zu. Das Gesetz enthält keine dem

entgegenstehende Bestimmung. Der Kassenvor¬

stand kann die Forsetzung der Mitgliedschaft
weder durch Zurückweisung der ausdrücklichen

Anzeige noch durch Nichtannahme der Beiträge
vereiteln. Die Kasse kann nur auf die Aufnahme

neuer Mitglieder, nicht aber die Weiterversicherung
der bisherigen Mitglieder wegen Arbeitsunfähig¬
keit ausschließen. Die Rechtslage hat sich durch

die RVO. nicht geändert.44

Wirtschaftliche Maßnahmen wihrend des

Krieges. Eine amtliche Denkschrift der Reichs¬

regierung an den Reichstag gibt Rechenschaft
über die Maßnahmen, die der Bundesrat auf Grund

der ihm am 4. August 1914 gewährten Vollmachten

getroffen hat.

Es erscheint notwendig, aus diesem Bericht

auch an dieser Stelle einiges festzuhalten. So

heißt es unter anderem:

Die Ortslöhne (der ortsübliche Tagesentgelt
gewöhnlicher Tagearbeiter) sind erst vor kurzer

Zeit mit Wirkung vom 1. Januar 1914 allgemein
für das Deutsche Reich festgesetzt worden (zu
vgl. Zentralblatt für das Deutsche Reich 1914,
S. 65 bis 113, 173). Die Geltungsdauer dieser

Festsetzung ist durch § 151 RVO. auf die Zeit
bis zum 31. Dezember 1914 beschränkt, während
für den Regelfall solche Festsetzungen vier Jahre
in Geltung bleiben. Die Durchführung einer Neu-
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festsetzung im laufenden Jahre begegnet wegen
des Krieges erheblichen Schwierigkeiten und auch

sachlichen Bedenken wegen der mit dem Kriege
eintretenden starken Änderung der wirtschaft¬

lichen Verhältnisse, die auch auf die Bildung der

Ortslöhne von wesentlicher Bedeutung sind. Es

war deshalb geboten, die Neufestsetzung der Orts¬

löhne zu verschieben, bis wieder ruhigere Zeiten

eingetreten sind. Dies ist geschehen durch die

Bekanntmachung, betreffend Festsetzung der Orts¬

löhne, vom 4. September 1914 RGBl. S. 396. Da¬

nach wird die Frist, für welche die erstmalige
Festsetzung der Ortslöhne im ganzen Reiche gilt,
bis zum 31. Dezember 1915 verlängert. Eine solche

Maßnahme war um so mehr geboten, als es in

der Zeit des Krieges an festen Grundlagen für

eine zutreffende Beurteilung der Ortslöhne fehlt.

Dazu kommt, daß damit den mit der Durchführung
der Festsetzung betrauten Behörden und Ver¬

sicherungsträgern eine Arbeit abgenommen werden
konnte, die sie neben ihren durch die Kriegszeit
gesteigerten anderen Verwaltungsaufgaben kaum

zu erledigen imstande gewesen wären. Da die

Festsetzung der Ortslöhne nicht nur für die Ge¬

biete der sozialen Versicherung, sondern auch für

andere Rechtsgebiete von allgemeiner Bedeutung
ist und in vielen Fällen die Bildung der Löhne

unmittelbar beeinflußt, so handelte es sich nicht

sowohl um eine Änderung der sozialpolitischen
und der Arbeiterschutzgesetze als vielmehr um

eine wirtschaftliche Maßnahme, zu welcher der

Bundesrat auf Grund des § 3 des sogenannten
Ermächtigungsgesetzes befugt war.

Über die soziale Versicherung führt die Denk¬

schrift folgendes aus:

Die Reichsversicherung für Arbeiter wie für

Angestellte erweist auch in der Kriegszeit ihre

segensreiche Wirkung für die beteiligten Volks¬

kreise. Ihre Organe sind auch bemüht gewesen,
sich in mannigfacher Art in den Dienst der durch

den Kriegszustand gestellten Aufgaben zu stellen.
Auch hier ergab sich jedoch das Bedürfnis, die

gesetzlichen Vorschriften in einigen Punkten

den besonderen Verhältnissen des Krieges anzu¬

passen.
Dies gilt zunächst für die Wahlen nach der

ReichsVersicherungsordnung. Diese würden unter

regelmäßigen Verhältnissen voraussichtlich überall

rechtzeitig, d. h. spätestens bis zum 31. Dezember

1914, durchgeführt worden sein. Infolge des Krieges
wurde jedoch ein großer Teil der Wähler zum

Kriegsdienst einberufen und dadurch an der Aus¬

übung des Wahlrechts behindert. Wahlen, die wäh¬

rend des Kriegszustandes vorgenommen werden,
können auch kein getreues Bild von dem Gesamt¬
willen der Wählerschaft bilden. Eine Aufschiebung
der Wahlen war auch schon aus dem Grunde not¬

wendig, um die während des Krieges mit ander¬

weitigen dringlicheren Geschäften befaßten Be¬

hörden von weniger dringlichen Arbeiten zu ent¬

lasten. Demgemäß ist bereits durch das Gesetz,
betreffend die Wahlen nach derReichversicherungs¬
ordnung, vom 4. August (RGBl. S. 438) der Bundes¬
rat ermächtigt worden, die Amtsdauer der Ver¬

treter der Unternehmer oder anderen Arbeitgeber
sowie der Versicherten bei Versicherungsbehörden
und Versicherungsträgern über den 31. Dezember
1914 hinaus bis spätestens zum 31. Dezember 1915

zu verlängern. Dies gilt auch für die nichtstän¬

digen Mitglieder des Reichsversicherungsamts.
Von dieser Ermächtigung hat der Bundesrat laut
Her Bekanntmachung, betreffend die Wahlen nach

der Reichsversicherungsordnung, vom 4. September
1914 (RGBl. S. 395) für die bezeichneten Klassen

von Personen Gebrauch gemacht, soweit deren
Amtsdauer vor dem 31. Dezember 1915 abläuft.

Da die Wahlen zum Reichsversicherungsamt
erst zum 31. Dezember 1915 beendigt sein müssen,
so brauchen diejenigen Wahlen, deren Abschluß
die Voraussetzung für die Wahlen zum Reichs¬

versicherungsamt bildet, erst im Laufe des Jahres
1915 durchgeführt zu werden. Die Verordnung
bezieht sich nur auf solche Wahlen, welche vor

dem 31. Dezember 1915 ihr Ende erreichen. Da¬
nach bleiben diejenigen Wahlen unberührt, be¬

züglich deren die Wahl selbst, d.h. die Abstimmung,
bereits stattgefunden hat Dies Äürfte für die

Mehrzahl der Krankenkassen und Versicherungs¬
ämter gelten. Hat dagegen die Abstimmung noch

nicht stattgefunden, so werden im Jahre 1915 die

Wahlgeschäfte von Anfang an zu wiederholen

sein, wenn auch die Vorschlagslisten bereits ein¬

gereicht sein sollten. In diesen Fällen würde im

Jahre 1915 eine neue Frist zur Einreichung solcher

Listen zu setzen sein.
Für das Gebiet der Krankenversicherung ist

folgendes anzuführen:

Die dem Bundesrat durch § 3 des Gesetzes

vom 4. August 1914 (RGBl. S. 327) erteilte Er¬

mächtigung, während der Zeit des Krieges die¬

jenigen gesetzlichen Maßnahmen anzuordnen,
welche sich zur Abhilfe wirtschaftlicher Schädi¬

gungen als notwendig erweisen, bezieht sich nach

der ausdrücklichen Willenserklärung des Reichs¬

tages nicht auf eine Abänderung der sozialpoliti¬
schen Gesetze. Was in dieser Hinsicht auf dem

Gebiete der Krankenversicherung erforderlich er¬

schien, ist gesetzlich geordnet worden. In Betracht

kommen zwei Gesetze vom 4. August 1914. Das

eine, nämlich das Gesetz, betreffend Erhaltung
von Anwartschaften aus der Krankenversicherung
(RGBl. S. 334) sorgt dafür, daß den zum Kriegs-,
Sanitäts- and ähnlichen Dienst eingezogenen Per¬

sonen gewisse in der RVO. für Erlangung der

satzungsmäßigen Leistungen vorgesehene Warte¬

zeiten nicht infolge dieser Einziehung verloren

gehen, und sichert ihnen zugleich nach der Rück¬

kehr das Recht einer freiwilligen Fortsetzung der

Versicherung. Das zweite, nämlich das Gesetz,
betreffend die Sicherung der Leistungsfähigkeit
der Krankenkassen (RGBl. S. 337) sichert die

Leistungsfähigkeit der Krankenkassen, indem es

— unter Vorbehalt von Ausnahmen für besonders

leistungsfähige Kassen — die von der Kasse zu

gewährenden Unterstützungen auf die gesetzlichen
Regelleistungen beschränkt und die Beiträge auf

4 7* v. H. des Grundlohns erhöht. Gleichzeitig
tritt danach die Zuschußpflicht der Gemeinde¬

verbände, Betriebsunternehmer oder Innungen
schon dann ins Leben, wenn sich die Beiträge in

der genannten Höhe als unzureichend erweisen

sollten. Dasselbe Gesetz hat die Vorschriften

über die Krankenversicherung der Hausgewerbe¬
treibenden, die von der RVO. ein-, aber noch

nicht durchgeführt worden war, mit Rücksicht auf

ihre technischen Schwierigkeiten und die durch

sie bedingte starke Inanspruchnahme der Kassen¬

mittel einstweilen außer Kraft gesetzt.
Die Durchführung beider Gesetze ist erfolgt,

ohne daß es besonderer allgemeiner Anordnungen
des Bundesrats oder der Landes-Zentralbehörden

bedurft hätte.

Durch die Fürsorge für die Kriegsverwundeten
ist naturgemäß ein sehr großer Teil der deutschen

Ärzteschaft ihrer Friedenspraxis entzogen worden.

Die Befürchtung lag nahe, daß unter einem hier¬

aus sich ergebenden Ärztemangel die Kranken¬

fürsorge für die Kassenmitglieder an vielen Orten
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leiden könne. Die Reichsleitung hat sich doshalb

im Kinvernehmen mit dem Leipziger Arzte-

verbande mit den Bundesregierungen dahin

verständigt, daß mit den obwaltenden Umständen

der „dringende Fall" im Sinne des § 122 RVO

gegeben sei, und daß dementsprechend Medizinal¬

praktikanten sowie Studierende der Medizin, die

bereits mindestens zwei klinische Semester voll

endet haben, als ärztliche Hilfspersonen für ge¬

eignet zu erachten seien. Die Maßnahme scheint

sich bewährt zu haben; Klagen über mangelhafte
ärztliche Versorgung der Kassenmitglieder infolge
des Kriegszustandes sind wenigstens bis jetzt
nicht zur Kenntnis der Reichsleitung gelangt.

Seit Ausbruch des Krieges sind auch die

Träger der Unfall- sowie der Invaliden- und Hinter¬

bliebenenversicherung im Verein mit dem Ver¬

sicherungsamt bemüht gewesen, sich im Rahmen

der gesetzlichen Möglichkeiten den Verhältnissen

des Krieges anzupassen und in den Dienst der

Kriegsfürsorge zu stellen. Bezüglich der von den

Trägern der Unfall- und Invalidenversicherung
getroffenen Maßnahmen wird dann über die Einzel¬

heiten berichtet und im Anschluß hieran gesagt:
Auch die Reichsversicherungsanstalt für An¬

gestellte hat sich mit besonderem Eifer in den

Dienst der Kriegsfürsorge gestellt, soweit dies

innerhalb der ihr vom Gesetz gewiesenen Grenzen

möglich und nach ihrer finanziellen Leistungs¬
fähigkeit zulässig ist. —

Hervorgehoben wird dabei, daß unter an¬

derem das Direktorium der Reichsversicherungs¬
anstalt beschlossen hat, als vorbeugende Maß¬

nahme zur Vermeidung eines Heilverfahrens dem

„Kriegsauschuß für warme Unterkleidung" einen

Geldbetrag bis zu einer Million zum Ankauf von

Wollsachen zu überweisen und gegebenenfalls
diesen Betrag noch zu erhöhen (was inzwischen

auch geschehen ist. Anm. d. Red.).
So erfreulich diese Fürsorge für die Kriegs¬

teilnehmer erscheint, so bleibt doch zu beachten,
daß diese Ausgabe nicht auf Privatangestellte
be&chrankt bleiben kann, sondern allgemein allen

Kriegsteilnehmern zugute kommt. Aus dem

Grunde dürfte sie nicht den Bestimmungen des

Versicherungsgesetzes für Angestellte zur Vor¬

nahmevorbeugender Maßnahmen gemäß §36 a.a O.

entsprechen. Es ist Sache des Reichstags, hierauf

später bei seinen Beratungen zu achten. Viel eher

wäre auch eine Fürsorge für stellenlose Privat¬

angestellte analog den Arbeitslosenunterstütz¬

ungen mancher Landesversicherungsanstalten auf

Grund derselben Gesetzesbestimmung möglich
und notwendig gewesen. Hättten doch die Ge¬

währung derartiger Unterstützungen bei der in¬

folge des Krieges unter den Privatangestellten
eingetretenen großen Stellenlosenlosigkeit ganz
besonders vorbeugend im Sinne eines Heilver¬

fahrens gewirkt. Damit wäre in zahllosen Fällen

der Unterernährung mit ihrer Disposition zu Er¬

krankungen und früher Verfall, vorzeitiger Inva¬

lidität, recht wirksam vorgebeugt worden. Diese

Vorsorge wäre entsprechend dem Gesetz dann
auch wirklich den Angestellten zugute ge¬
kommen. Jetzt dienen die gemachten Ausgaben,
deren guter Zweck wohl anerkannt werden kann,
nur der Allgemeinheit und nicht aber den Ange¬
stellten. Darin dürfte ein Verstoß gegen die

gesetzlichen Bestimmungen des Versicherungs¬
gesetzes für Angestellte liegen.

Rechtsprechung.
Gr. Die Mitgliedschaft bei der früheren auf-

ijel&sten Ortskrankenkasse wird bei der Nach-

olgerln mitgerechnet. (Entscheidung des Ver¬

sicherungsamts Kiel vom 4. April 1914 und des

Oberversicherungsamts Schleswig vom7.0kt 1914.)
Kläger war bis zum Oktober 1913 mehrere

Jahre Pflichtmitglied der am 31. Dezember 1913

aufgelösten gemeinsamen Ortskrankenkasse. Nach¬
dem er inzwischen Mitglied zweier Betriebskran¬
kenkassen war, wurde er im Februar 1914 wieder

Pflichtmitglied der am 1. Januar 1914 auf Grund
der RVO. neu ins Leben gerufenen Allgemeinen
Ortskrankenkasse. Bald darauf erkrankte er und
erhob von der Kasse Anspruch auf Mehrleistungen
mit der Begründung, daß ihm seine Mitgliedschaft
bei der früheren Kasse anzurechnen sei. Die
Kasse lehnte den Anspruch auf Mehrleistungen
ab, weil dieser nach der Satzung erst nach einer
Wartezeit von drei Monaten nach dem Beitritt
entsteh** und lediglich die Mitgliedschaft bei der
neuen Kasse in Betracht komme.

Das Versicherungsamt entschied zugunsten
des Klägers mit folgender Begründung.

„Mit Recht verlangt der Kläger, daß seine Mit¬
gliedschaft bei der früheren Ortskrankenkasse
mitgerechnet wird. Der Unterstützungsfall ist
unter der Herrschaft des neuen Rechts eingetreten,
dieses findet daher Anwendung. Die Voraus¬
setzungen der Ausnahme im $ 208 Satz 2 RVO.
erfüllt der Kläger aber ohne weiteres, denn das
Gesetz verlangt nicht mehr als sechs Monat An¬
spruch auf Mehrleistungen einer Krankenkasse. Daß
dieser Anspruch unter der Herrschaft der RVO.
bestanden haben mü.sse, sagt das Gesetz nicht
und versteht sich auch keineswegs von selbst.

Es ist zwar richtig, daß Gesetze, soweit sie nicht
ausdrücklich ein anderes bestimmen, keine rück¬
wirkende Kraft haben. Darum handelt es sich
aber nicht, wenn, wie hier, lediglich die Tatsachen,
an die das Gesetz die Rechtswirkungen für die
Zukunft knüpft, zum Teil in der Zeit vor seinem
Inkrafttreten liegen; vollendet sich der Tatbestand,
wie hier durch den Eintritt des Unterstützungs¬
falles, unter der Herrschaft des neuen Rechts, so

ist es für den Eintritt der Rechtsfolgen des neuen

Rechts ohne Belang, ob einzelne Tatbestandsmerk¬
male bereits vor seinem Inkrafttreten bestanden.
Es kann sich nur fragen, ob auch die Kranken¬
kassen des KVG. als Krankenkassen im Sinne des
§ 208 RVO. und ob die über das gesetzliche
Mindestmaß hinausgehenden Leistungen jener als

Mehrleistungen im Sinne des § 208 RVO. gelten
können. Diese Frage muß man bejahen, wenn

man bedenkt, daß die RVO. gerade auf dem Ge¬
biet der Leistungen der Krankenversicherung im
wesentlichen nichts anderes bedeutet, als eine
Wiederholung des vorher geltenden Rechts des
KVG. in formell gebesserter, sachlich aber wenig
geänderter Gestalt.44

Die von der Kasse dagegen eingelegte Be¬
rufung hat das Oberversicherungsamt zurück¬
gewiesen und u. a. damit begründet:

„Die Regelung der Krankenversicherung durch
die RVO. hat in Wirklichkeit doch nur als eine
Fortentwicklung des alten Rechts und hat nicht
etwa einen Strich zwischen dem bisherigen Recht
und von ihr aufgestellten Recht gemacht. Die
Krankenversicherung der RVO. baut sich vielmehr
auf den alten Verhältnissen auf; sie hat das
frühere Recht fortentwickelt, erweitert und zum
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Teil nur neu geregelt. Es wäre daher auch un¬

recht, alte erworbene Rechte, die die RVO. hat

bestehen lassen bezw. übernommen hat, aufzuheben,

um sie von neuem erwerben zu lassen. Sollte

dies der Fall sein, so müßte dies besonders aus¬

gesprochen sein. Die Kassen übernehmen damit

allerdings alte Verpflichtungen, sie erhalten dafür

aber auch, soweit sie Nachfolgerin alter Kassen

sind, deren Vermögensbestandteile.44

Wk. 1. Auch wenn eine Satzung fflr bestimmte

Berufsgruppen Mindestlohnstufen vorsieht, kann

bei der Weiterversicherung aus § 313 RVO. bis

zur beliebigen Stufe herabgegangen werden. —

2« Die Wahl einer niederen Lohnstufe ist nur

zur Zelt des Ausscheidens möglich, splter nicht

mehr. (Entscheidung des Versicherungsamts der

Stadt Königsberg i. Pr. vom 24. Dezember 1914.)

„Der Ehemann der Klägerin, Tischler L., war

Pflichtmitglied der Beklagten. Am 25. August 1914

wurde L. zum Kriegsdienst eingezogen, worauf

die Klägerin bei der Beklagten den Antrag auf

Grund der Bestimmung in § 313 Abs. 1 stellte,
ihren Mann auch weiterhin bei der Beklagten als

Mitglied unter Herabsetzung in eine niedere Lohn¬

stufe zu belassen. Beklagte genehmigte diesen

Antrag unter Versetzung des L. in ihre 6. Stufe

unter Hinweis auf die Bestimmung ihrer Satzung,
nach welcher Gehilfen, Gesellen und gelernte Ar¬

beiter mindestens zur 6. Stufe gehören müssen.

Späterhin, als es der Klägerin zu schwer fiel, die

Beiträge für ihren Ehemann nach der 6. Stufe zu

zahlen, stellte sie den Antrag, ihren Ehemann in

die 3. Stufe mit einem bedeutend niedrigeren Bei¬

trage zu versetzen; sie hat nach der ablehnenden

Haltung hierzu die vorliegende Klage gegen die

Beklagte erhoben. Beklagte hat Abweisung der

Klägerin beantragt, da sie zunächst die Klägerin
nicht für berechtigt halte, in eigenem Namen Be¬

schwerde zu erheben; sodann stützte sie sich auf

die Bestimmung ihrer Satzung, nach welcher für

gelernte Arbeiter unter die 6. Stufe nicht herunter¬

gegangen werden dürfe. Endlich könne auch

nicht inmitten einer freiwilligen Weiterversiche¬

rung die Stufenzuteilung durch weitere Herab¬

setzung der Lohnstufe geändert werden.

Die erste prozessuale Begründung zu ihrer

ablehnenden Haltung will die Beklagte, damit von

den Behörden eine prinzipielle Entscheidung er¬

gehen könne, als Einwand selbst zwar nicht als

durchgreifend geltend machen, es kann jedoch
auch dieser Hinweis die Klagestellung durch die

Klägerin nicht besonders beeinflussen, da nach

§ 19 der kaiserlichen Verordnung, betreffend die

Versicherungsämter, Ehegatten zur Vertretung
auch ohne den Nachweis einer schriftlichen Voll¬

macht zugelassen werden können, und die weitest¬

gehende Anwendung dieser Vorschrift in der

gegenwärtigen Kriegszeit besonders geboten er¬

scheint.

Beklagte beruft sich sodann auf ihre Satzung,
nach welcher Gesellen mindestens zur Stufe 6 ge¬
hören sollen. Dazu ist folgendes zu sagen: Die

gesamte sozialpolitische Gesetzgebung beruht auf

<!em Prinzip des Versicherungszwanges; derselbe

tritt im Grundsatz ein bei allen Lohnarbeitern.

Hie gesetzliche Krankenversicherung hat es sich

/ur besonderen Aufgabe gemacht, Lohnarbeitern,
die vorübergehend infolge Krankheit ihrem Be¬

rufe nicht nachgehen können, Krankenhilfe zu

gewähren. Nur nebenher enthält das Gesetz auch

noch Bestimmungen darüber, wie sich solche Ar¬

beiter auch bei Erwerbslosigkeit vor den in die

Zeit der Erwerbslosigkeit fallenden Krankheiten

durch freiwillige Weiterversicherung sichern

können. Ebenso wie das Gesetz in erster Reihe

die Fürsorge für in Beschäftigungsverhältnissen
stehende Lohnarbeiter bezweckt, hat auch die auf

Grund der gesetzlichen Bestimmungen errichtete

Satzung zunächst nur das Ziel im Auge, Be¬

stimmungen für die versicherungspflichtigen Ar¬

beiter zu treffen. Nur allein um diesen Personen

Krankenhilfe im Falle der Erkrankung zu sichern,
die ihren Lebensgewohnheiten und ihren gesell¬
schaftlichen Stellungen entsprechen, hat die Be¬

klagte sich veranlaßt gesehen, für gewisse Ar¬

beiterkategorien Mindeststufen vorzusehen. Diese

Klassenzuteilung kann danach nur auf die der

Krankenkasse als Pflichtmitglieder angehörenden
Personen angewendet werden. MM dem Zeitpunkte,
mit dem die Pflkhtmitgliedsdiaft infolgt Einstetttns des

Lohnarfaettsvtrhaitnisses aufhört fallen diese Unterschiede

dar Mitglieder hinsichtlich der Klassenteilung fort; es

treten sodann fflr diejenigen Personen, die sich nach Be¬

endigung der Pfliditmitgliedsdiaft freiwillig wtttarvtrskhtre,
allein die gesetzlichen Bestimmungen In Wirksamkeit die

besagen, daß das Mitglied in eine niedere Lohn¬

stufe übertreten kann. Die Ansicht der Beklagten,
daß auch für die freiwillig die Mitgliedschaft fort¬

setzenden Personen die satzungsmäßigen Be¬

stimmungen über die Stufenzuteilung noch zu¬

treffen, müßte schließlich dahin führen, daß für

diese Zuteilung nicht die Art des bestandenen

Arbeitsverhältnisses unmittelbar vor der Erklärung
über die freiwillige Fortsetzung der Mitgliedschaft,
sondern allein der Beruf des Mitgliedes maß¬

gebend sein darf, wobei es nicht zu vermeiden

wäre, daß gelernte Arbeiter, die gelegentlich ein¬

mal Arbeiten eines ungelernten Arbeiters ver¬

richten, und einer niederen als der 6. Stufe an¬

gehören, bei freiwilliger Fortsetzung ihrer Mit¬

gliedschaft einer höheren Stufe zugeteilt werden

müßten.

Gegen die diesseitige Auffassung, wonach

den die Mitgliedschaft fortsetzenden Personen

nach dem Austritt aus der Beschäftigung die

Wahl von der Stufe ab, welcher sie zuletzt als

Pflichtmitglied angehört haben, bis zur untersten

freisteht, spricht auch nicht der von Beklagter
gegebene Hinweis, daß die freiwilligen Mitglieder
der Beklagten auch ihre Versetzung in die Stufe

für Lehrlinge ohne Entgelt beanspruchen könnten,
weil diese den niedrigsten Beitrag erfordert.

Dieser Hinweis geht schon deshalb fehl, weil für

diese Art von Beschäftigten Sonderbestimmungen
in der ReichsVersicherungsordnung bestehen, die

auf andere Versicherten keine Anwendung finden.

Bezüglich der weiteren Frage, ob nach § 313

RVO. das ausscheidende Mitglied den Obertritt

in eine niedrigere Lohnklasse nur zur Zeit des

Ausscheidens aus der Versicherungspflicht bezw.

zur Zeit des Beginns der Weiterversicherung
oder auch im späteren Verlaufe nachträglich vor¬

nehmen kann, ist der Ansicht der Beklagten
beizutreten, wonach inmitten der Weiterversiche¬

rung weitere Lohnstufenherabsetzungen unzu¬

lässig sind.

Die Bestimmung in § 313 Abs. 1 ergibt den

Rechtsgrundsatz, daß die aus der Versicherungs¬
pflicht ausscheidenden Kassenmitglieder, die sich

freiwillig weiterversichern wollen, entweder in

der früheren Lohnstufe bleiben, oder in eine

andere Lohnstufe übertreten können. Das aus¬

scheidende Mitglied hat also bei der Gelegenheit
seines Austritts die Wahl zwischen diesen beiden

Möglichkeiten. Durch den erfolgten Übertritt aus

der versicherungspflichtigen Mitgliedschaft in die

freiwillige Mitgliedschaft ist die Ausübung des
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alternativen Wahlrechts des § 313 (in derselben

Klasse zu bleiben oder in eine niedrigere über¬

zutreten) bereits endgültig geschehen. Hätte das

Gesetz eine nochmalige Ausübung dieses Rechts

zulassen wollen, so hätte das in klarer Weise zum

Ausdruck gebracht werden müssen, was nicht ge¬

schehen ist (siehe hierzu Entscheidung des Ver

sicherungsamts und des Oberversicherungsamts

Hamburg vom 19. März und 13. Juni 1914, Arbeiter¬

versorgung 1914 S. 546).

In dem vorliegenden Falle handelt es sich

jedoch nicht um eine erst inmitten des freiwilligen

Weiterversicherungsverhältnisses zu treffende

weitere Wahl der Lohnstufe bei der Beklagten.

Es kann vielmehr angenommen werden, daß die

Weiterversicherung des L. in der 6. Stufe nur

unter dem Einflüsse der von der Beklagten ge¬

gebenen Au-legung der erwähnten Bestimmung

ihrer Satzung erfolgt ist, während die Absicht

der Klägerin von vornherein dahin ging, für ihren

Ehemann die 3. Lohnstufe zu wählen."

Diese Entscheidung ist rechtskräftig geworden.

js. Strafanspruch einer Krankenkasse wegen

Vertragsbruch eines Arztes. Keine Herabsetzung
der Strafe, wenn diese vom einem leistungsfähigen
Dritten (Verband) gezahlt wird. Der praktische
Arzt Dr. X., jetzt in Hamburg, war vom Kranken¬

kassenverband Bocholt für die Zeit von 1910 bis

1918 als Kassenarzt gegen 10000 Mk. .Jahresgehalt
angestellt worden, trat jedoch die Stellung nicht

an. Der Krankenkassenverband verlangte des¬

halb von Dr. X. die im Vertrage auf Verweigerung
der Erfüllung angedrohte Vertragsstrafe von

12000 Mk. Dieser Anspruch ist dem Grunde

nach rechtskräftig für berechtigt erklärt worden.

Der Beklagte, Dr. X., begehrte nunmehr Herab¬

setzung der Strafe auf einen angemessenen Be¬

trag. Er machte geltend, durch den Vertrags¬
bruch sei der klagende Kassenverband weder

wirtschaftlich noch anderweit geschädigt. Bei Be¬

urteilung der Strafhöhe dürfe nicht in Betracht

Sezogen
werden, daß die Strafe tatsächlich von

em Verband der Arzte Deutschlands (Leipziger
Verband) getragen werde, wohl aber, daß den

Beklagten die Rücksicht auf seine kranke Mutter

zum Vertragsbruch bestimmt habe. Demgemäß
ermäßigte das Landgericht Berlin die Strafe auf

iUüO Mk. Vom Kammergericht ist der Beklagte

dagegen zur Zahlung der vollen Vertragsstrafe
von 12000 Mk. verurteilt worden. Diese Ent¬

scheidung ist vom Reichsgericht durch Zurück¬

weisung der Revision des Beklagten bestätigt
worden. In seinen Entscheidungsgründen führt

der höchste Gerichtshof aus: Nach $ 343 BGB ist

bei Beurteilung der Angemessenheit der Vertrags¬
strafe jedes berechtigte Interesse des Gläubigers in

Betracht zu ziehen. Die Ausführung des Kammer-

genchts daß und inwiefern ein .ganz außer¬

ordentliches Interesse- des Klägers an der Ver¬

trags-rfulung durch den Beklagten bestanden

!?k Ü v1™8? kecMsirr,üm nicht erkennen.
Üb der Vertragsbruch den Schaden wirklich ver¬

ursacht hat ist gleichgültig, wenn nach der Sach¬

lage ein solcher Schaden, sei es auch nicht ge¬

rade in derselben Hohe, möglicherweise entstehen
konnte. Bei Prüfung der Angemessenheit der

^1 !lf* ?nuß auch '«s Gewicht fallen, daß der Be¬

klagte den Vertragsbruch vorsätzlich herbeigeführt
und sich **in™ Vertragspflichten äußerst will-

\ orteile, die er durch den Vertragsbruch erlan-t

hat. insbesondere dir Wiederherstellung des durch

seinen Ehrenwortsbruch gegenüber dem Leipziger
Verbände gestörten Verhältnisses. Handelt es

sich darum, ob die verwirkte Strafe als unver¬

hältnismäßig hoch herabgesetzt werden soll, so

steht die Rücksicht auf die Interessen des Gläu¬

bigers in erster Reihe. Die wirtschaftliche Lage
de* Schuldners kann in Rechnung gezogen werden,

sie ist aber niemals ausschlaggebend. Für die

wirtschaftliche Lage des Schuldners, soweit sie

bei Prüfung der Herabsetzungsnotwendigkeit von

Einfluß sein kann, ist natürlich von der größten

Bedeutung, ob er kraft Rechtsanspruchs die Strafe

auf einen leistungsfähigen Dritten abzuwälzen

vermag. Der Anspruch auf Befreiung von der

Strafschuld oder auf Ersatz der bezahlten Strafe

ist ein Recht, das die wirtschaftliche Lage des

Schuldners verbessert, sein Vermögen vermehrt.

Es unterliegt keinem Bedenken, diesen Anspruch
dem Vermögen des Schuldners hinzuzurechnen.

Dies muß zumal dann gelten, wenn der Dritte

den Vertragsbruch veranlaßt und etwaige Be¬

denken des Schuldners gegen die Vertragsver¬
letzung durch das Versprechen des Eintretens

für die Vertragsstrafe zerstreut hat. Die Berück¬

sichtigung des Umstandes, daß der Leipziger Ver¬

band sich dem Beklagten gegenüber, wie un¬

streitig ist, verpflichtet hat, die Strafe zu tragen,
wird danach allein dem Sinne und den Anforde¬

rungen des § 343 BGB. gerecht. (Aktenzeichen

III. 268 14. - 17. II. 14).

T. Ein Rohrmacher hat bei Verlust eines

Auges auch nach Angewöhnung eine Rente von

II's -.» an beanspruchen. Diese Entscheidung
hat das Reichsversicherungsamt am 13. Januar 1915

mit folgender Begründung erlassen:

Durch den Unfall ist die Sehfähigkeit des

rechten Auges verloren. Das linke Auge ist ge¬

sund. Der Verletzte hat den Unfall als Rohr¬

macher in einer Rohrmacherwerkstatt erlitten,
indem bei der Arbeitsverrichtung ein Eisensplitter
in das verletzte Auge eindrang. Er ist auch nach

der Wiederaufnahme der Arbeit wieder als Rohr¬

macher beschäftigt, aber nach der Auskunft des

Lnfallbetriebes vom 12. August 1912 nicht mehr

befähigt, so viele und genaue Arbeiten zu ver¬

richten, wie vor dem Unfälle, seine Arbeiten

müssen außerdem nachgesehen werden, um sie

gebrauchsfähig herzustellen und sein Verdienst

betragt nach Maßgabe seiner Fähigkeit nur 2,10Mk..

wahrend er vor dem Unfälle etwa 3,02 Mk ver¬

diente.

Wenn auch im Laufe der Jahre das gesunde
Auge sich den veränderten Bedingungen angepaßt
hat, so daß Gewöhnung an das einäugige Sehen

eingetreten ist, so ist eine Herabsetzung der Rente
auf 33' 3" „ hier doch nicht gerechtfertigt. Bei

Bemessung der Rente ist auf den Beruf des Ver-

wlf-te? Ruck*icht zu nehmen Rekursentscheidung
199o Amtl. Nachr. d. RVA. 1903 S. 382), der ein

genaues Sehen erfordert. Selbst wenn die Prü¬

fung der Rohrwandungen in der Regel mit einem

Auge geschieht, also kein doppelseitiges Sehen

verlangt, so strengt doch auch das scharfe Sehen

m,t fj"*01 Aufe*e an und ermüdet die Sehkraft,
hin Einäugiger ist also bei einer solchen Be¬

schäftigung besonderen Nachteilen ausgesetzt.
Tatsächlich beweist der Lohnrückgang, der etwa

ein Dritteil beträgt, daß der Kläger besonders

geschadigt ist. Ihm gebührt daher nach der Recht¬

sprechung des Reichsversicherungsamts nach wie

EklS^L??*' von *** "• (Aktenzeichen Ia

GDG
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Soziale Chronik.

Ein Museum für Säuglingskunde befindet

sich im Kaiserin Auguste Viktoria-Haus in Char-

?tenburg. Seine Einrichtung, die Bearbeitung
ind Herstellung der Gegenstände hat etwa ein

Jahr in Anspruch genommen.
Das Museum besteht aus folgenden Abtei¬

lungen :

1. Statistik der Bevölkerungsbewegung, ins¬

besondere der Säuglingssterblichkeit.
2. Ursachen der Säuglingssterblichkeit und

die Maßnahmen zu deren Bekämpfung.
3. Schwangerschaft, Geburt, Wochenbett. Ent¬

wickelung des Säuglings.
4. Anatomie und Physiologie, allgemein und

speziell die des Säuglings.
5. Allgemeine Gesundheitslehre mit besonderer

Berücksichtigung der Gebiete, die mit der Be-

kämpfung der Säuglingssterblichkeit in Beziehung
stehen, also Wohnungswesen, Luft und Kleidung,
Nahrungsmittellehre, Alkoholismus, Infektion und

Desinfektion, Bakteriologie, akute Infektionskrank¬

heiten und deren Bekämpfung, Bekämpfung der

Geschlechtskrankheiten, der Tuberkulose, Pocken

und Schutzimpfung.
6. Hygiene und Pflege des Säuglings, speziell

-eine Körperpflege, Bettung und Kleidung, ein¬

schließlich der Pflege in kranken Tagen.
7. Die natürliche Ernährung des Säuglings

und seine überragende Bedeutung gegenüber der

unnatürlichen.
8. Das Milchwesen und Art der Technik der

künstlichen Ernährung.
9. Die Krankheiten des Neugeborenen und

älteren Säuglings mit besonderer Berücksichtigung
der Dafmkrankheiten, Rachitis, Syphilis, Tuber¬

kulose.

10. Die Kunst im Leben von Mutter und Kind.

Das Museum ist gedacht ffir alle diejenigen,
denen, vermöge ihrer Stellung, ihres Berufes oder

Amtes, das Wohl undWebe der jüngsten Menschen¬

kinder anvertraut ist, also vor allen Dingen für

die jungenMütter: dann aber auchfürdieStudenten

der Medizin, die praktischen Arzte, die Sozial-

hvgieniker und Verwaltungsbeamten und nicht

zum wenigsten für die Hebammen, die Wochen-

ind Säuglingspflegerinnen und Fürsorgerinnen.
Die Einrichtung ist den weitesten Kreisen zu¬

gänglich und täglich der Besichtigung freigegeben.

Nutterschattaveraichernng. Einen praktischen
Versuch zur Durchführung der Mutterschaftsver-

tcherung hat die Iduna, Versicherungsgesellschaft
in Halle a. S., gemacht. Kann die Losung dieser

; folge des Krieges doppelt brennenden Frage
'herlich nicht durch private Versicherungen er¬

folgen, so erscheint dieses Unternehmen immerhin

beachtenswert. Die Versicherung erfolgt durch

Abschlüsse für einzelne Personen, oder aber

•furch KollektivVersicherungen für Vereine.

Als Versicherte nach Maßgabe dieser Ver-

icherungsbedingungen gilt bei Kollektivversiche-

i ungen das zur Versicherung angemeldete Mit¬

glied, bei Einzelversicherungen die im Antrag als

versicherte bezeichnete Person. Wennbei Kollekti v-

rSicherungen die Anzahl der Versicherten unter

lie Hälfte der Vereinsmitglieder sinkt oder die

Kollekti vversicherunggekündigt wird,dann werden
üe Versicherungen zu EinzelVersicherungen, und

**ar in der Weise, daß fernerhin die Versicherten
ls Versicherungsnehmer gelten. Die Versicherten
ind hiervon unter Hinweis auf die Rechtsfolgen
on der Iduna binnen 14 Tagen nach erlangter
Kenntnis zu benachrichtigen.

Die Prämien zerfallen in Grundprämien und

Zusatzprämien.
Für jede versicherte Person beträgt die

Zusatz¬

prämie

0,50 Mk.

1,00 n

1,50

Zusatz-

prämie
0,25 Mk.

0,50 n

0,75 n

Grund-

Prämie
Klasse A . . 1,20 Mk.

„
B . . 2,40 n

„ v» . . o,OU „

Während der Zugehörigkeit zu einer Kollektiv¬

versicherung ermäßigt sich die
Grund-

prätnie
Klasse A auf 1,00 Mk.

„
B

„ 2,00 „

„
C

„ 3,00 „

Wird aus einer Kollektivversicherung eine

EinzelVersicherung, so tritt die Prämienerhöhung
mit dem Monatsersten ein, der auf die oben er¬

wähnte Benachrichtigung folgt. Das Recht, die

Versicherung für den Schluß des laufenden Monats

zu kündigen, bleibt unberührt.

Die Leistungen der Iduna bestehen aus:

a) Entbindungsgeld,
b) Stillprämien und

c) Bonifikationen.

Alles in allem genommen kann die Versiche¬

rung der Iduna nur als ein sehr zweifelhaftrr Er¬

satz für eine öffentliche Mutterschaftsversicherung
angesehen werden.

TuberkulosenfOrsorge der Landesverslche-

rungsanstalten wihrend den Krieges. Das

Reichsversicherungsamt bat eine interessante Zu¬

sammenstellung über die Tuberkulosenfürsorge
der Landesversicherungsanstalten veröffentlicht.

Danach schien Bekämpfung der Tuberkulose im bis¬

herigen Rahmen während des Krieges eine kaum

zu lösende Aufgabe. Wurden doch leitende und

sonstige im Dienste der Tuberkulosenfürsorge
bewährte Arzte sowie zahlreiche Krankenpflege¬
rinnen den Heilstatten durch Einreihung in den

Feldsanitätsdienst entzogen, auch manche Anstalten
mußten gräumt werden, die ihre Betten für ver¬

wundete Krieger bereitstellen wollten. Sogar aus

Krankenanstalten wurden schwerkranke Tuber¬

kulose entlassen, und so kam es, daß eine Menge
ansteckender Tuberkuloser, namentlich in den

Großstädten und industriellen Gegenden, zu ihren

Familien zurückkehrten oder in Schlafstellen

Unterkunft suchten. Die Gefahr der Weiterver¬

breitung der Tuberkulose in den Wobnungen war

durch diese Vorgänge erheblich gesteigert worden.
Für die spätere Belastung der Krankenkassen

und der Landesversicherungsanstalten ergaben
sich daraus große Gefahren. Es war deshalb nur

zu begrüßen, daß das Reichsversicherungsamt
bald nach Kriegsbeginn, bereits am 20. August 1914

(vergl. Rundschreiben des Reichsversicherungs¬
amts in der „Volkst. Zeitschr." 1914 S. 205) den

Vorständen der seiner Aufsicht unterstellten

Landesversicherungsanstalten nahegelegt hatte,

den Kampf gegen die Tuberkulose auch während

des Krieges nicht ruhen zu lassen. Diese An¬

regung entsprach durchaus den eigenen Absichten

derVersicherungsanstalten, wie aus den bisherigen,
in der Zusammenstellung mitgeteilten Maßnahmen

hervorgeht.
In den vom Kriege besonders heimgesuchten

Grenzländern war die Tätigkeit besonders er¬

schwert, weil in Ostpreußen und Elsaß-Lothringen
die Kranken beim Anrücken des Feindes die Heil¬

stätten fluchtartig verließen. Hier galt es, solida¬

rische Hilfe durch die übrigen Anstalten zu leisten,

und diese erfolgte denn auch sofort. So stellte
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die Versicherungsanstalt der Hansestädte der

Schwesteranstalt Ostpreußen zunächst 120000 Mk.

zur Fortsetzung des Heilverfahrens und der

Seuchenbekämpfung zur Verfügung. Der Besuch

des Präsidenten des Reichsversicherungsamts, Dr.

Kaufmann, in Ostpreußen bietet die Gewähr für

Klarlegungder dortigen Verhältnisse und fürzweck¬

mäßige weitere Maßnahmen in dieser schweren Zeit.

In Elsaß-Lothringen wurden die Lungenheil¬
stätten der Landesversicherung teilweise von

französischen Truppen besetzt, teilweise für Kriegs¬

lazarette in Anspruch genommen. Es ist bekannt,

daß der leitende Arzt der Lungenheilstätte Tannen¬

berg, Dr. Scheib, der vertrauensvoll auf seinem

Posten ausharrte, dem Völkerrecht zuwider in

Gefangenschaft abgeführt wurde. Hilfe ist durch

mehrseitiges Anerbieten von privaten und kli¬

nischen Heilstätten zur Aufnahme von Lungen¬
leidenden geboten worden, auch wurde die Tätig¬
keit der Auskunfts- und Fürsorgestellen in Straß¬

burg, Mülhausen und Metz wieder eröffnet.

In Westpreußen ist kaum eine nachteilige Ver¬

änderungeingetreten. Dasbekannte Dr.Weikersche

Volkssanatorium in Görbersdorf (Schlesien) und

die Kronprinzessin-Cecilie-Heilstätte in Mühltal

bei Bromberg bemühen sich nach wie vor, Lungen¬
leidende der Versicherungsanstalten für West¬

preußen und für Posen unterzubringen. Bei den

Fürsorgestellen in Westpreußen ist ein Mangel
an Ärzten und Pflegepersonen nicht eingetreten.

Für Berlin ist neben der oben bereits ver¬

merkten Fürsorge des Zentralkomitees auch für

die bei der Landesversicherungsanstalt Ver¬

sicherten durch ein Handinhandgehen verschie¬

dener Anstalten gesorgt. Es kamen hier die

Tuberkulinstation in Berlin-Lichtenberg und die

ErholungsstationendesVolksheilstättenVereinsvom
Roten Kreuz besonders mit in Betracht. Auch

die Landesversicherungsanstalt Brandenburg führt

den Betrieb ihrer Frauenheilstätte Kolkwitz bei

Cottbus weiter. Männliche Lungenkranke werden

zum Teil in fremden Heilstätten untergebracht.
Besonders schwierig gestaltete sich, wie aber

auch schon bisher, die Unterbringung der an

offener Tuberkulose leidenden Personen in Pom¬

mern. Heilstätten, Siechenanstalten und Kranken¬

häuser bereiten der Aufnahme dieser Kranken

Schwierigkeiten. Dem Vorstand der Landesver¬

sicherungsanstalt ist vom Reichsversicherungsamt
geraten worden, bis zur Beseitigung dieser Wider¬

stände wenigstens einen Teil der Kranken in

Walderholungsstätten unterzubringen.
Auch in der der Landesversicherungsanstalt

Posen gehörigen Kronprinz - Wilhelm - Volksheil¬

stätte waren infolge der Einziehung sowohl von

Insassen wie von Ärzten und sämtlichen Wärtern

zum Heeresdienst Schwierigkeiten in der Weiter¬

führung entstanden. Nachdem die fehlenden

Arzte ersetzt und die Erschwerungen der Lebens¬

mittelversorgung beseitigt worden waren, ist Ende
Oktober der Betrieb dieser Heilanstalt in be¬

schränkter Weise wieder aufgenommen worden.
In Schlesien hat die bisherige Art der Tuber¬

kulosenfürsorge fortgesetzt werden können. Auch
hier sind für die l'nterbringung an offener Tuber¬
kulose Leidender die Walderholungsstätten sowie
andere Krankenhäuser mit in Anspruch genommen
worden. Die Leitung der Landesversicherungs-
anstalt hat Grundsätze für ein weiteres ununter¬

brochenes Heilverfahren aufgestellt und ist be¬
müht, die einlaufenden Anträge sachgemäß zu er¬

ledigen.
In der Provinz Sachsen und in Anhalt konnte

der Provinzialverein des Roten Kreuzes der Lan-

desversicherurigsanstalt eine Heilstätte zur Be¬

nutzung überweisen. Vorzeitig entlassene Kranke

konnten der eigenen Heilstätte wieder zugeführt
werden. Alle neu eingelaufenen Heilanträge
konnten erledigt werden.

Der Vorstand der Landesversicherungsanstalt
Schleswig-Holstein hat eine Erhöhung der den

Fürsorgestellen bisher geleisteten Beihilfe während

der Kriegszeit in Aussicht genommen. Die Landes¬

versicherungsanstalt Hannover hat, nachdem sie

ihre Genesungshäuser der Militärverwaltung zur

Verfügung gestellt hat, ihre Lungenkranke bisher

nach Lippspringe schicken können. Die Anträge
der Fürsorgestellen werden in wohlwollendem

Sinne erledigt
In Westfalen ist ein Teil der Anstalten für

Lungenkrankenpflege in Gebrauch geblieben, im

übrigen wird Privatpflege in Anspruch genommen,
auch wurde die Invalidenhauspflege ausgedehnt.
Die Versicherungsanstalt fördert, ebenso wie die

für Hannover, mit besonderer Aufmerksamkeit

den Kleinwohnungsbau, um damit indirekt auch

derVerbreitung der Lungentuberkulose zu wehren.
Für eine anderweite Unterbringung ihrer

Lungenkranken mußte die LandesVersicherungs¬
anstalt Hessen - Nassau Sorge tragen; sie führt,

obgleich sie eine ihrer Heilstätten als Kriegs¬
lazarett zur Verfügung stellte, ihre Heilstätten¬

behandlung wie bisher weiter. Auch die Landes¬

versicherungsanstalt Rheinprovinz hat nach ur¬

sprünglicher Leerung ihrer Heilstätten diesewieder

für Pflege Tuberkulöser in Betrieb gesetzt und

beschlossen, mit Hilfe der Kreisorganisationen
den Kampf gegen die Tuberkulose fortzusetzen

und hierbei ihr besonderes Augenmerk auf ge¬
fährdete Säuglinge und Kinder in tuberkulösen

Familien zu richten. Für die Wichtigkeit der

Invalidenhauspflege tritt die Anstalt durch Ver¬

breitung eines neuen Flugblattes ein.

Die Versicherungsanstalt Württemberg hat,
nachdem ihre Genesungsheime dem Roten Kreuz

zur Benutzung übergeben worden waren, die

Volksheilstätte Charlottenhöhe im Schwarzwald

für die Unterbringung von Versicherten, die an

offener Tuberkulose leiden, zum Teil in Anspruch
genommen; außerdem überwies sie eine Anzahl

von Lungenkranken verschiedenen Landkranken¬

häusern. Insbesondere wird die Tätigkeit der

Fürsorgestelle für Stuttgart und Umgegend voll

aufrecht erhalten.

Im Bezirk der Landesversicherungsanstalt
Großherzogtum Hessen wird der Kampf gegen
die Tuberkulose in der bisherigen Weise weiter¬

geführt. In der Ernst-Ludwig-Heilstätte sind

50 Betten für lungenkranke Militärpersonen zur

Verfügung gestellt worden. Auch der Vorstand
der Landesversicherungsanstalt Mecklenburg hat

das nach Ausbruch des Krieges vorübergehend
eingestellte Heilverfahren im vollen Umfange
wieder aufgenommen. Das gleiche wird aus

Oldenburg und Braunschweig berichtet. Auch in

den beiden thüringischen Heilstätten ist der Be¬

trieb aufrecht erhalten worden. Die Heilstätten
der Versicherungsanstalt der Hansestädte sind

allerdings seit Mitte September mit Verwundeten

belegt, dennoch ist die Heilbehandlung durch

Überweisung in andere Anstalten und durch Mit¬

benutzung von Walderholungsstätten nicht unter¬

brochen worden.

Einige Anstalten sind in der Zusammen¬

stellung nicht hervorgehoben Es ist anzunehmen,
daß diese keine einschränkenden Maßnahmen ge¬
troffen haben unter Beachtung der vom Reichs¬

versicherungsamt gegebenen Richtlinien und im

Hinblick auf die Notwendigkeit und den Wert
der Tuberkulosenfürsorge.

Verantworten für Redaktion H. Zaddach. Berlin. Verla*: C. Giebel, Berlin. Druck: A. Schlicke & Cie., Berlin N 24.



Beantwortung von Antragen«
(Für briefliche Auskünfte sind stets 25 Pf. für entstehende Auslagen einzusenden.)

Nach Bo.

Frage: L Muß einem im Oktober im Felde

trkrankten Kriegsteilnehmer das Krankengeld
bezahlt werden, trotzdem die Ehefrau, die bisher

stets für ihren Mann die Beiträge entrichtet hat,
ihren Mann am 1. Januar abgemeldet hat?

2. Ist die Frau eines Kriegsteilnehmers ver¬

pflichtet, falls der Mann sich nicht abmeldet, die

Beiträge weiter zu zahlen, bezw. kann die Frau

dazu gezwungen werden?

Antwort: Zu 1. Nach § 311 RVO. bleiben

Arbeitsunfähige Mitglied, solange die Kasse

ihnen Leistungen zu gewähren hat Da der

Krankheitsfall im Oktober eintrat, ist demgemäß
von der Kasse Krankenhilfe zu leisten bezw.

weiter zu leisten* Gemäß § 383 RVO. sind

ibrigens bei Arbeitsunfähigkeit für die Dauer

der Krankenhilfe keine Beiträge zu entrichten.

Hahn sagt zudem in seinem Handbuch der

Krankenversicherung nach der ReichsVersiche¬

rungsordnung I. Bd. S. 228 ausdrücklich: „Die
Krankenhilfe ist selbst dann noch für die gesetz¬
liche oder satzungsgemäße Dauer zu gewähren,
wenn das erkrankte Mitglied erst nach dem Aus¬

scheiden aus der Kasse deren Leistungen in An¬

spruch nimmt/ Schließlich bliebe es ja auch

fraglich, ob die Frau ihren Mann auftraggemäß
abgemeldet hat. Hierüber könnte die Frau in

einem Prozesse ihre Aussage verweigern, so daß

Sie sich auch aus dem Grunde nicht auf die Aus¬

sage stützen können.

Zu 2. Die Frau ist für die Zahlung der Bei*

träge nicht haftbar, sondern nur der Versicherte

selbst, da er sich selbst versichert hat. In Be¬

tracht kommt lediglich § 314 RVO.

Nach He.

Frage: Haben gemäß § 8 der Bundesrats¬

verordnung vom 3. Dezember 1914 sämtliche ver¬

sicherte Wöchnerinnen Anspruch auf Kriegs¬
wochenhilfe oder nur die Ehefrauen von Kriegs¬
teilnehmern? Wir sind der Meinung, daß unver¬

heiratete Wöchnerinnen und Frauen, deren Ehe¬

männer noch hier sind, keinen Anspruch auf die

Leistungen nach § 3, Ziff. 1, 3 und 4 haben.

Antwort: Ihre Ansicht trifft nicht zu. Sämt¬

liche versicherte Wöchnerinnen haben Anspruch
auf die Leistungen nach § 3, Ziff. 1, 3 und 4,
gleichgültig ob ledig oder ob der Ehemann noch

nicht eingezogen ist. Nur im Wochengeld besteht

der Unterschied.

Nach Hach«

Frage: 1. Beginnt die Versicherungspflicht
gleich nach Eintritt in die Beschäftigung oder

erst mit der Anmeldung?
2. Wann ist die Unterstützungsdauer beendigt

für ein Mitglied, das vom 2. März bis 1. August
1914 krank war und an dem gleichen Leiden am

14. Dezember 1914 neu erkrankt ist?

Antwort: Zu f. Nach § 306 RVO. beginnt
die Mitgliedschaft Versicherungspflichtiger mit

dem Tage des Eintritts in die Beschäftigung,
Dementsprechend beginnen mit diesem Tage auch

die Rechte des Mitglieds und die Pflichten der

Kasse. Versäumung der Anmeldepflicht ist für

die Rechte der Versicherten nicht entscheidend.

Hierauf hat der Gesetzgeber deswegen auch

Strafen gelegt (vgl. §§ 530, 531 RVO.).
Zu 2. Gemäß § 183 RVO. ist für 26 Wochen

Krankenhilfe zu leisten. Wenn das Mitglied
?on August bis Dezember arbeitsfähig gewesen

ist, lieet ein neuer Unterstützungsfall vor. Erst

nach Ablauf der Unterstützungsdauer für diese

Erkrankung kann eventuell § 188 RVO. Anwen¬

dung linden.

Nach Seh.

Frage 1. Haben die Hinterbliebenen eines

Lehrers, der vom Schulvorstand gemäß § 171 RVO.

von der Versicherungspflicht vor dem Kriege bezw.

vor der Einziehung befreit wurde und im Kriege
gefallen ist, Anspruch auf Sterbegeld und zwar

gegen die Kasse, der der Verstorbene früher

angehörte oder gegen den Schulvorstand.

2. Hat ein durch Sturz vom Proviantwagen
verunglückter Soldat Anspruch auf Krankengeld
über die 13. Woche hinaus. Weiterversicherung
kommt nicht in Frage.

3. Hat eine unverheiratete Wöchnerin (Dienst¬
bote) Anspruch auf Wochenhilfe gemäß Bundes¬

ratsverordnungvom 3. Dezember 1914, insbesondere
nach § 3 Ziffer 1.

4. Welche Kasse muß die Wochenhilfe ge¬
währen. Die Versicherte gehört vom 1. Januar

bis 1. Juli 1914 der Allgem. Ortskrankenkasse,
und dann bis 1. Dezember 1914 der Landkranken¬

kasse an.

Antwort: Zu 1. Gemäß § 171 in Verbindung
mit § 169 RVO. wäre der Anspruch auf Sterbegela
gegen den Schulvorstand gegeben, sofern dem

Verstorbenen ein Anspruch auf die Regelleistungen
zustand und ihm evtl. die Rückkehr in seine

frühere Beschäftigung nach dem Kriege offen

stand. War das Dienstverhältnis gelöst, ist leider

der Anspruch auf Sterbegeld hinfällig. Streit¬

verfahren würde evtl. beim Versicherungsamt
anhängig zu machen sein.

Zu 2. Da ein Betriebsunfall nicht vorliegt
und eine Haftung der Berufsgenossenschaft ge¬
mäß § 558 RVO. nicht gegeben ist, wäre gemäß
§ 183 RVO. Anspruch auf Krankenhilfe (Kranken¬
geld) auf die Dauer von 26 Wochen gegeben.
Allerdings müßte der Unglücksfall sich innerhalb

der Dreiwochenfrist nach § 214 RVO. ereignet
haben.

Zu 3. Ansprüche aufWochenhilfe insbesondere

auch auf Zahlung der 25 Mk. für eine unverheiratete

Versicherte würde gemäß § 8 der Verordnung ge¬

geben sein.

Zu *. Die Leistungen sind von der Land¬

krankenkasse zu gewähren. Diese hat Ansprüche
gemäß § 197 RVO. und § 9 der neuen Bundesrats¬

verordnung vom 28. Jan. 1915 (vgl. S. 40 u. 43

der Nr. 4 der „Volkstümlichen Zeitschrift44 1915).
Zu beachten wäre aber § 214 RVO., falls nicht

Weiterversicherung nach § 313 RVO. erfolgt ist.

Nach So.

Frage: Kann ein Fabrikant die in seinem

Betrieb beschäftigten Personen aus der für seinen

Betrieb in Frage kommenden Landkrankenkasse

abmelden und bei der Ortskrankenkasse bezw.

Fabrikarbeiterkrankenkasse versichern, die sich in

der benachbarten Stadt befindet, die aber nicht

zu seinem Kreis gehört ?

Antwort: Nein, ein Wechsel der Kasse er¬

scheint nicht möglich. Die zuständige Kranken¬

kasse ist nach §§ 234, 237 RVO. gegeben. Maß¬

gebend ist gemäß § 153ff.RVO.der Beschäftigungs¬
ort. Falls Streit über die Kassenzuständigkeit
obwaltet, käme § 405 Abs. II RVO. in Frage.
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